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Textgegenüberstellung zur Regierungsvorlage des 

Oö. Gemeinde-Bürgerinnen- und Bürgerrechte-Änderungsgesetzes 

2026 - Oö. GemBBRG 2026 

 

 

Oö. Gemeindeordnung 1990 (Oö. GemO 1990) 

 

I. HAUPTSTÜCK 

Die Gemeinde 

5. Abschnitt 

Organe der Gemeinde 

§ 31a 

Volksabstimmung über die Abberufung eines direkt gewählten Bürgermeisters 

(1) Gegenstand der Volksabstimmung ist die Frage, ob dem Ausspruch des Mißtrauens 

gegen den Bürgermeister zugestimmt wird. Wird die den Gegenstand bildende Frage von der 

unbedingten Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bejaht, gilt der Ausspruch des 

Mißtrauens gegen den Bürgermeister als bestätigt im Sinn des § 31 Abs. 1 letzter Satz. 

(2) Stimmberechtigt ist, wer die Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts zum 

Gemeinderat im Sinn des § 17 Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt; Stichtag ist der Tag, an dem 

der Mißtrauensantrag vom Gemeinderat beschlossen wird. Die Stimmberechtigten sind unter 

Heranziehung der im Zentralen Wählerregister (§ 4 Abs. 1 Wählerevidenzgesetz 2018 - 

WEviG, BGBl. I Nr. 106/2016, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 7/2023) 

geführten Wählerevidenzen und der Unionsbürger-Wählerevidenz (§ 18a 

Oö. Kommunalwahlordnung) in Stimmlisten zu erfassen. Zu diesem Zweck dürfen die Daten 

auch lokalen Datenverarbeitungen im Weg einer Schnittstelle zum Zentralen Wählerregister 

zur Verfügung gestellt werden, über die die weitere Administration der Stimmlisten abläuft. In 

die Stimmlisten ist ab dem 14. Tag nach dem Kundmachungstag (§ 31 Abs. 4) für die Dauer 

von zehn Tagen in einem allgemein zugänglichen Amtsraum während der für den 

Parteienverkehr bestimmten Zeit die öffentliche Einsicht zu ermöglichen.Die 

Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der Wählerevidenz im Sinn des 

Wählerevidenzgesetzes 1973, BGBl. Nr. 601, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 

Nr. 117/1996, und der Europa-Wählerevidenz im Sinn des Europa-Wählerevidenzgesetzes, 

BGBl. Nr. 118/1996, in Stimmlisten zu erfassen; die EDV-mäßige Herstellung der Stimmlisten 

ist zulässig. Die Stimmlisten sind am 21. Tag nach dem Kundmachungstag (§ 31 Abs. 4) in 

einem allgemein zugänglichen Amtsraum während eines Zeitraumes von fünf Tagen innerhalb 

der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Im übrigen sind die Bestimmungen der 

Oö. Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten sinngemäß 

anzuwenden.  

(3) Für die Volksabstimmung sind amtliche Stimmzettel nach dem Muster der Anlage 1 

von einheitlicher Farbe und Größe zu verwenden. Sie dürfen nur über Anordnung des zur 

Vertretung berufenen Vizebürgermeisters hergestellt werden. Der amtliche Stimmzettel hat 

den Gegenstand der Volksabstimmung und darunter auf der linken Seite das Wort „Ja“ und 
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rechts daneben einen Kreis sowie auf der rechten Seite das Wort „Nein“ und rechts daneben 

einen Kreis zu enthalten. Im Übrigen sind § 21 Abs. 5, § 22, § 23 Abs. 1, § 24 und § 25 des 

Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtsgesetzes (Oö. BBRG) sinngemäß anzuwenden.  

(4) Die Volksabstimmung ist von der Gemeindewahlbehörde und den Sprengelwahlbehörden 

durchzuführen, die nach der Oö. Kommunalwahlordnung für die Wahl des Gemeinderates 

eingerichtet sind. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Oö. Kommunalwahlordnung über 

die Wahlbehörden, die Vorbereitung der Wahlhandlung, die Teilnahme an der Wahl, die 

Wahlhandlung, besondere Erleichterungen für die Ausübung des Wahlrechts und das 

Verwaltungsverfahren sinngemäß und mit der Maßgabe, dass 

 - keine Verpflichtung besteht, den Wahlberechtigten eine amtliche Wahlinformation 

zuzustellen, und 

 - die Befugnis, Wahlzeugen zu entsenden, den im Gemeinderat vertretenen wahlwerbenden 

Parteien zusteht. 

Für das Ermittlungsverfahren sowie hinsichtlich Abgaben und Kosten gelten die §§ 26, 27 und 

§ 28 Abs. 1 sowie § 33 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß.Im übrigen gelten die Bestimmungen der 

Oö. Kommunalwahlordnung über Wahlkarten, Wahlort und Wahlzeit, Wahlzeugen, 

Wahlhandlung und besondere Erleichterungen für die Ausübung des Wahlrechts für das 

Abstimmungsverfahren sinngemäß. Für das Ermittlungsverfahren gelten § 26, § 27 und § 28 

Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß. Das Ergebnis der Volksabstimmung ist durch den zur 

Vertretung berufenen Vizebürgermeister unverzüglich an der Amtstafel kundzumachen.  

(5) Innerhalb von drei Tagen nach Kundmachung des Ergebnisses der Volksabstimmung 

kann wegen Unrichtigkeit der Ermittlung des Ergebnisses schriftlich Einspruch erhoben 

werden. Der Einspruch ist gültig, wenn er von mindestens 1% der Stimmberechtigten unter 

Angabe des Familien- und Vornamens, des Geburtsdatums und der Wohnadresse 

unterzeichnet ist und eine Begründung enthält. Die Gemeindewahlbehörde hat auf Grund 

eines gültigen Einspruchs innerhalb von einer Wochedrei Tagen nach seinem Einlangen das 

Ergebnis der Volksabstimmung zu überprüfen. Ergibt diese Überprüfung die Unrichtigkeit der 

durchgeführten Ermittlung, hat die Gemeindewahlbehörde das Ergebnis der Ermittlung 

richtigzustellen und das richtiggestellte Ergebnis gemäß Abs. 4 neu kundzumachen. 

(6) Der oder die zur Vertretung berufene Vizebürgermeister oder Vizebürgermeisterin hat 

das Ergebnis der Volksabstimmung unverzüglich nach ungenütztem Ablauf der Einspruchsfrist 

bzw. nach seiner Kundmachung gemäß Abs. 5 der Landesregierung mitzuteilen. 

§ 38 

Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, die Behandlung einer bestimmten in seinen 

Aufgabenbereich (§ 43) fallenden Angelegenheit vom Vorliegen des Ergebnisses einer 

Volksbefragung in der Gemeinde abhängig zu machen. Eine Volksbefragung in diesen 

Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies hinsichtlich einer bestimmten Frage gemäß 

Abs. 4 beantragt und dieser Antrag von einer Mindestzahl der zum Gemeinderat 

wahlberechtigten Gemeindemitglieder unterstütztvon einer Mindestanzahl der zum 

Gemeinderat Wahlberechtigten verlangt wird. Diese MindestzahlMindestanzahl berechnet 

sich wie folgt: 
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 1. in Gemeinden mit bis zu 1.000 für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat 

Wahlberechtigten: Unterstützungserklärungen durch 18 % der Anzahl der für die 

vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten, mindestens aber durch 50 

Personen, wobei eine Unterstützung durch 150 Personen jedenfalls ausreicht; 

 2. in Gemeinden mit mehr als 1.000 und bis zu 10.000 für die vorangegangene Wahl zum 

Gemeinderat Wahlberechtigten: Unterstützungserklärungen durch 15 % der Anzahl der 

für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten, wobei eine 

Unterstützung durch 900 Personen jedenfalls ausreicht; 

 3. in Gemeinden mit mehr als 10.000 für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat 

Wahlberechtigten: Unterstützungserklärungen durch 9 % der Anzahl der für die 

vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten, wobei eine Unterstützung 

durch 1.400 Personen jedenfalls ausreicht. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 

konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Volksbefragung sein.  

(3) Der Gegenstand der Volksbefragung muss in Form einer Frage vom Gemeinderat oder 

vom wahlberechtigten Gemeindemitglied bei der Antragstellung gemäß Abs. 4 so formuliert 

werden, dass diese mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet werden kann. 

(4) Jedes wahlberechtigte Gemeindemitglied kann bei der Gemeinde persönlich einen 

Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung über eine bestimmte Frage einbringen, der in 

einer Niederschrift festzuhalten ist. Sofern kein Bescheid nach Abs. 6 erlassen wird, sind 

spätestens zwei Wochen nach der Einbringung dieses Antrags der Wortlaut der Frage, die 

erforderliche Mindestzahl von wahlberechtigten Gemeindemitgliedern, die sich diesem 

Begehren durch Abgabe einer Unterstützungserklärung anschließen müssen, und der dabei 

einzuhaltende Vorgang von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister an der Amtstafel 

kundzumachen. 

(5) Jedes wahlberechtigte Gemeindemitglied ist berechtigt, innerhalb von vier Wochen ab 

dem Tag der Kundmachung gemäß Abs. 4 beim Gemeindeamt persönlich eine 

Unterstützungserklärung abzugeben, die in einer Niederschrift festzuhalten ist. Die 

Unterstützungserklärungen sind jeweils spätestens am übernächsten Tag nach Errichtung der 

Niederschrift von der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister zu überprüfen und im Fall der 

Zulässigkeit in chronologischer Reihenfolge fortlaufend zu nummerieren und in eine Liste 

einzutragen, die Familien- und Vorname, Geburtsdatum und Wohnadresse des 

wahlberechtigten Gemeindemitglieds sowie das Datum der Errichtung der Niederschrift zu 

enthalten hat. In diese Frist sind Tage nicht einzurechnen, an denen das Gemeindeamt keinen 

Dienstbetrieb hat. In die Liste ist bis zum Ablauf der vierwöchigen Frist zur Abgabe von 

Unterstützungserklärungen, im Fall der Durchführung der Volksbefragung bis zum Ablauf des 

Tages der Volksbefragung, in einem allgemein zugänglichen Amtsraum während der für den 

Parteienverkehr bestimmten Zeit die öffentliche Einsicht zu ermöglichen. 

(6) Entspricht ein Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung gemäß Abs. 4 nicht den 

Erfordernissen nach Abs. 1 bis 5, hat die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister den Antrag 

binnen zwei Wochen nach Einlangen bzw. im Fall des Abs. 5 binnen zwei Wochen nach Ablauf 
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der vierwöchigen Frist mit schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Über 

Beschwerden gegen solche Bescheide entscheidet das Landesverwaltungsgericht durch 

Senate. Sollte der Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung auf Grund einer 

gerichtlichen Entscheidung zu einem späteren Zeitpunkt für zulässig erklärt werden, hat die 

Kundmachung gemäß Abs. 4 sofort nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung zu erfolgen. 

(7) Ein Antrag gemäß Abs. 4 kann von der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller bis zum 

Beschluss des Gemeinderats auf Durchführung einer Volksbefragung durch eine schriftliche 

Erklärung zurückgezogen werden; der Zurückziehung beigefügte Bedingungen sind ohne 

rechtliche Wirkung. Der Gemeinderat hat in der dem Einlangen der Zurückziehung folgenden 

Sitzung darüber zu beraten und kann beschließen, dass trotzdem eine Volksbefragung 

durchzuführen ist. 

(8) Nach Errichtung jener Niederschrift, durch welche die zur Durchführung der 

Volksbefragung erforderliche Mindestzahl gemäß Abs. 4 erreicht wird, hat der Gemeinderat in 

der darauffolgenden Sitzung, spätestens jedoch nach sechs Wochen, die Durchführung der 

Volksbefragung zu beschließen. Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat diese 

Angelegenheit in die Tagesordnung einer bereits einberufenen Sitzung nachträglich 

aufzunehmen; davon sind die Mitglieder des Gemeinderats unverzüglich zu verständigen. 

(9) Im Beschluss auf Vornahme einer Volksbefragung hat der Gemeinderat den Tag der 

Volksbefragung und den Stichtag festzusetzen, wobei der Stichtag nicht vor dem Tag der 

Kundmachung des Tages der Volksbefragung liegen darf. Als Tag der Volksbefragung darf 

nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag nach Abschluss der Stimmlisten vorgesehen 

werden. 

(10) Der Tag der Volksbefragung und der Stichtag sind zugleich mit der zu 

beantwortenden Frage von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister gemäß § 94 

kundzumachen. Stimmberechtigt ist, wer die Voraussetzungen für die Ausübung des 

Wahlrechts zum Gemeinderat im Sinn des § 17 Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt. Die 

Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der im Zentralen Wählerregister (§ 4 Abs. 1 

Wählerevidenzgesetz 2018 - WEviG, BGBl. I Nr. 106/2016, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 7/2023) geführten Wählerevidenzen und der Unionsbürger-

Wählerevidenz (§ 18a Oö. Kommunalwahlordnung) in Stimmlisten zu erfassen. Zu diesem 

Zweck dürfen die Daten auch lokalen Datenverarbeitungen im Weg einer Schnittstelle zum 

Zentralen Wählerregister zur Verfügung gestellt werden, über die die weitere Administration 

der Stimmlisten abläuft. In die Stimmlisten ist ab dem 14. Tag nach dem Stichtag für die Dauer 

von zehn Tagen in einem allgemein zugänglichen Amtsraum während der für den 

Parteienverkehr bestimmten Zeit die öffentliche Einsicht zu ermöglichen. Im Übrigen sind die 

Bestimmungen der Oö. Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten 

sinngemäß anzuwenden. 

(11) Für die Volksbefragung sind Amtliche Stimmzettel von einheitlicher Farbe und Größe 

zu verwenden. Sie dürfen nur über Anordnung der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters 

hergestellt werden. Die Amtlichen Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten. Enthält 

ein Umschlag mehr als einen gültig ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils 

auf „Ja“ und teils auf „Nein“, so sind alle ungültig; lauten entweder alle auf „Ja“ oder alle auf 

„Nein“, so sind sie nur als ein Stimmzettel zu zählen. Im Übrigen sind § 21 Abs. 5, § 22, § 23 



 

  Seite 5 

Abs. 1, § 24 und § 25 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes (Oö. BBRG) 

sinngemäß anzuwenden. 

(12) Die Volksbefragung ist von der Gemeindewahlbehörde und den 

Sprengelwahlbehörden durchzuführen, die nach der Oö. Kommunalwahlordnung für die Wahl 

des Gemeinderats eingerichtet sind. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der 

Oö. Kommunalwahlordnung über die Wahlbehörden, die Vorbereitung der Wahlhandlung, die 

Teilnahme an der Wahl, die Wahlhandlung, besondere Erleichterungen für die Ausübung des 

Wahlrechts und das Verwaltungsverfahren sinngemäß und mit der Maßgabe, dass 

 - keine Verpflichtung besteht, den Wahlberechtigten eine amtliche Wahlinformation 

zuzustellen, und 

 - die Befugnis, Wahlzeugen zu entsenden, den im Gemeinderat vertretenen wahlwerbenden 

Parteien zusteht. 

Für das Ermittlungsverfahren sowie hinsichtlich Abgaben und Kosten gelten die §§ 26, 27 und 

§ 28 Abs. 1 sowie § 33 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß. 

(13) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat das Ergebnis der Volksbefragung 

unverzüglich an der Amtstafel kundzumachen und die Angelegenheit, die Gegenstand der 

Volksbefragung war, in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderats 

aufzunehmen. 

(3) Jedes wahlberechtigte Gemeindemitglied kann bei der Gemeinde einen Antrag auf 

Durchführung einer Volksbefragung über eine bestimmte Frage niederschriftlich einbringen. 

Am Tag nach der Einbringung dieses Antrages ist der Wortlaut der Frage sowie die 

erforderliche Mindestzahl von Anträgen wahlberechtigter Gemeindemitglieder, die sich diesem 

Begehren anschließen müssen, und der hiebei einzuhaltende Vorgang vom Bürgermeister an 

der Amtstafel kundzumachen.  

(4) Alle Anträge, die hinsichtlich desselben Fragewortlautes innerhalb von vier Wochen, 

gerechnet vom Tag der Kundmachung des ersten Antrages, beim Gemeindeamt persönlich 

zur Niederschrift gegeben werden, zählen im Sinne des Abs. 1. Sie sind jeweils spätestens 

am übernächsten Tag nach der Errichtung der Niederschrift nach Prüfung durch den 

Bürgermeister nach der Reihenfolge der Errichtung fortlaufend zu numerieren und in eine Liste 

einzutragen. Die Liste hat Name, Anschrift, Geburtsdatum und Beruf des Antragstellers sowie 

das Datum der Errichtung der Niederschrift zu enthalten und ist bis zum Ablauf der 

vierwöchigen Frist zur Antragstellung, im Falle der Durchführung der Volksbefragung bis zum 

Ablauf des Tages der Volksbefragung öffentlich im Gemeindeamt aufzulegen. 

(5) Im Beschluß auf Vornahme einer Volksbefragung beziehungsweise spätestens eine 

Woche nach Errichtung jener Niederschrift, durch welche die zur Vornahme der 

Volksbefragung erforderliche Mindestzahl von Anträgen erreicht wird, hat der Gemeinderat 

den Tag der Volksbefragung festzusetzen. Hiefür darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher 

Feiertag nach Ablauf der Auflegungsfrist für das Wählerverzeichnis vorgesehen werden. 

(6) Der Gegenstand der Volksbefragung muß vom Gemeinderat oder vom Antragsteller 

bei der Errichtung der ersten Niederschrift in Form einer Frage so formuliert werden, daß die 

Beantwortung nur mit „Ja“ oder „Nein“ möglich ist. 

(7) Der Tag der Volksbefragung ist zugleich mit der zu beantwortenden Frage vom 

Bürgermeister gemäß § 94 kundzumachen. Binnen zwei Wochen ab dem Kundmachungstag 
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sind die Wählerverzeichnisse öffentlich aufzulegen; die Auflegungsfrist beträgt eine Woche. 

Die Wählerverzeichnisse sind auf Grund der Wählerevidenz im Sinne des 

Wählerevidenzgesetzes 1973, BGBl. Nr. 601, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 

Nr. 117/1996 und der Europa-Wählerevidenz (Europa-Wählerevidenzgesetz, BGBl. 

Nr. 118/1996) anzulegen. Wahlausweise sind nicht auszustellen.  

(8) Die Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten. Anders bezeichnete Stimmzettel 

sind ungültig. Enthält ein Umschlag mehr als einen gültig ausgefüllten Stimmzettel und lauten 

diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils auf „Nein“, so sind alle ungültig; lauten entweder alle 

auf „Ja“ oder alle auf „Nein“, so sind sie nur als ein Stimmzettel zu zählen. 

(9) Die Volksbefragung ist von der Gemeindewahlbehörde und den 

Sprengelwahlbehörden durchzuführen, die nach der O.ö. Kommunalwahlordnung für die Wahl 

des Gemeinderates eingerichtet sind.  

(10) Soweit im vorstehenden nichts besonderes bestimmt ist, sind für das Verfahren bei 

der Volksbefragung die Bestimmungen der O.ö. Kommunalwahlordnung sinngemäß 

anzuwenden.  

(11) Das Ergebnis der Volksbefragung ist vom Bürgermeister unverzüglich an der 

Amtstafel kundzumachen; die Angelegenheit, die Gegenstand der Volksbefragung war, ist in 

die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen.  

§ 38b 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative 

(1) Das Recht der Bürgerinnen- und Bürger-Initiative umfasst das Verlangen auf 

Erlassung, Abänderung oder Aufhebung von Beschlüssen des Gemeinderats in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, die Herbeiführung einer 

Volksbefragung mittels eines Gemeinderatsbeschlusses, Angelegenheiten der Bediensteten 

der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer konkreten 

individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative sein. 

(3) Der Antrag muss schriftlich eingebracht werden, die betreffende Angelegenheit genau 

bezeichnen, hat eine Begründung zu enthalten und muss von mindestens 2 % der Anzahl der 

für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten, mindestens aber von 

25 Personen, unterschrieben sein. Der Antrag hat ferner die Bezeichnung einer bzw. eines zur 

Vertretung der Antragstellerinnen und Antragsteller Bevollmächtigten (Familien- und Vorname, 

Geburtsdatum, Wohnadresse) zu enthalten. Für die dem Antrag angeschlossenen 

Unterstützungslisten gelten die Bestimmungen der §§ 4 und 5 des Oö. Bürgerinnen- und 

Bürgerrechtegesetzes (Oö. BBRG) sinngemäß mit der Maßgabe, dass eine 

Wahlrechtsbestätigung nicht erforderlich ist.  

(4) Entspricht eine Bürgerinnen- und Bürger-Initiative nicht den Erfordernissen nach Abs. 1 

bis 3, so hat sie die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister binnen zwei Wochen mit 

schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Über Beschwerden gegen solche 

Bescheide entscheidet das Landesverwaltungsgericht durch Senate. Soweit dies zur Klärung 

strittiger Fälle notwendig ist, ist in diesem Verfahren die Übermittlung der Daten zur 

Überprüfung der Wahlberechtigung an das Landesverwaltungsgericht zulässig und hat die 
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Behörde diese Daten dem Landesverwaltungsgericht im Wege einer geeigneten Schnittstelle 

zur Verfügung zu stellen. Jeder Antrag, der den Erfordernissen nach Abs. 1 bis 3 entspricht, 

ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderats aufzunehmen.  

(5) § 33 Abs. 1 Oö. BBRG ist sinngemäß anzuwenden. 

III. HAUPTSTÜCK 

Zuständigkeit und Geschäftsführung der Gemeindeorgane 

4. Abschnitt 

Gemeinsame  Bestimmungen 

§ 65 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister 

unter Beifügung der Organbezeichnung zu unterfertigen. 

(2) Bei elektronisch erstellten Urkunden nach Abs. 1 kann die Unterfertigung von der 

Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister auch auf einer technischen Vorrichtung geleistet 

werden oder durch ein Verfahren zum Nachweis der Identität (§ 2 Z 1 E-Government-Gesetz - 

E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 117/2024) der 

bzw. des Genehmigenden und der Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der Erledigung erfolgen. 

Diese Urkunden sind mit einer Amtssignatur gemäß § 19 Abs. 1 E-GovG zu versehen, wobei 

§ 19 Abs. 3 E-GovG nicht zwingend anzuwenden ist. 

(3) Betrifft eine Urkunde gemäß Abs. 1 oder 2 eine Angelegenheit, zu welcher der 

Beschluss eines Kollegialorgans erforderlich ist, ist in der Urkunde die erfolgte 

Beschlussfassung ersichtlich zu machen. 

(4) Betrifft eine Urkunde gemäß Abs. 1 oder 2 eine Angelegenheit, zu welcher die 

Genehmigung oder Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde 

der Hinweis gemäß § 106 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung 

oder Nichtuntersagung ersichtlich zu machen. 

(5) Ist die Ersichtlichmachung gemäß Abs. 3 oder der Hinweis und die erfolgte 

Genehmigung oder Nichtuntersagung gemäß Abs. 4 auf einer elektronisch erstellten Urkunde 

selbst nicht möglich, müssen diese in einer Beilage zur elektronisch erstellten Urkunde 

dokumentiert werden. 

§ 65 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister 

zu unterfertigen und mit dem Gemeindesiegel zu versehen. 

(2) Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher der Beschluss eines 

Kollegialorgans erforderlich ist, ist in der Urkunde die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich zu 

machen. 

(3) Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher die Genehmigung oder 

Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde der Hinweis gemäß 

§ 106 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung ersichtlich zu 

machen. 

  



 

  Seite 8 

Statut für die Landeshauptstadt Linz 1992 (StL. 1992) 

 

VI. HAUPTSTÜCK 

Instanzenzug, Kundmachung von Verordnungen, Urkunden 

§ 66 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderats oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister unter 

Beifügung der Organbezeichnung zu unterfertigen. 

(2) Bei elektronisch erstellten Urkunden nach Abs. 1 kann die Unterfertigung von der 

Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister auch auf einer technischen Vorrichtung geleistet 

werden oder durch ein Verfahren zum Nachweis der Identität (§ 2 Z 1 E-Government-Gesetz - 

E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 117/2024) der 

bzw. des Genehmigenden und der Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der Erledigung erfolgen. 

Diese Urkunden sind mit einer Amtssignatur gemäß § 19 Abs. 1 E-GovG zu versehen, wobei 

§ 19 Abs. 3 E-GovG nicht zwingend anzuwenden ist. 

(3) In Urkunden gemäß Abs. 1 und 2 ist die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich zu 

machen. 

(4) Betrifft eine Urkunde gemäß Abs. 1, 2 oder 6 eine Angelegenheit, zu welcher die 

Genehmigung oder Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde 

der Hinweis gemäß § 78 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung 

oder Nichtuntersagung ersichtlich zu machen. 

(5) Ist die Ersichtlichmachung gemäß Abs. 3 oder der Hinweis und die erfolgte 

Genehmigung oder Nichtuntersagung gemäß Abs. 4 auf einer elektronisch erstellten Urkunde 

selbst nicht möglich, müssen diese in einer Beilage zur elektronisch erstellten Urkunde 

dokumentiert werden. 

(6) Die Unterfertigung sonstiger Urkunden richtet sich nach den Bestimmungen der 

Geschäftsordnung für den Magistrat. 

§ 66 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderats oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister zu 

unterfertigen und mit dem Stadtsiegel zu versehen. 

(2) Die Unterfertigung sonstiger Urkunden richtet sich nach den Bestimmungen der 

Geschäftsordnung für den Magistrat. 

(3) In Urkunden gemäß Abs. 1 ist die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich zu machen. 

(4) Betrifft eine Urkunde gemäß Abs. 1 oder 2 eine Angelegenheit, zu welcher die 

Genehmigung oder Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde 

der Hinweis gemäß § 78 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung 

ersichtlich zu machen. 
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VII. HAUPTSTÜCK 

Volksabstimmung, Volksbefragung, Bürgerinitiative, Information der Einwohner 

(Einwohnerinnen) 

§ 67 

Volksabstimmung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß ein vom Gemeinderat beschlossener Antrag 

einer Volksabstimmung unterzogen wird. 

(2) Die Bestellung der Organe der Stadt, Personalangelegenheiten, Abgaben, Entgelte 

(Tarife), die Feststellung des Voranschlages, der Rechnungsabschluß, die Verleihung des 

Ehrenbürgerrechtes, Verordnungen sowie behördliche Entscheidungen und Verfügungen 

dürfen nicht Gegenstand einer Volksabstimmung sein. 

(3) Der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung muß von mindestens zehn 

Mitgliedern des Gemeinderates unterfertigt sein. Er ist spätestens in der Sitzung des 

Gemeinderates zu stellen, auf deren Tagesordnung die Beschlußfassung über jenen Antrag 

steht, der gemäß Abs. 1 einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. 

(4) Im Beschluss auf Vornahme der Volksabstimmung hat der Gemeinderat den Tag der 

Volksabstimmung und den Stichtag festzusetzen, wobei der Stichtag nicht vor dem Tag der 

Kundmachung des Tages der Volksabstimmung liegen darf. Als Tag der Volksabstimmung 

darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag nach Abschluss der Stimmlisten 

festgesetzt werden. 

(4) Im Beschluß auf Vornahme einer Volksabstimmung hat der Gemeinderat den Tag der 

Volksabstimmung festzusetzen. Hiefür darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag 

festgesetzt werden. 

(5) Der Gegenstand der Volksabstimmung muß vom Gemeinderat in Form einer Frage so 

formuliert werden, daß die Beantwortung nur mit „Ja“ oder „Nein“ möglich ist. 

(6) Der Tag der Volksabstimmung und der Stichtag sind zugleich mit der zu 

beantwortenden Frage von der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister gemäß § 65 

kundzumachen. Stimmberechtigt ist, wer die Voraussetzungen für die Ausübung des 

Wahlrechts zum Gemeinderat im Sinn des § 17 Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt. Die 

Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der im Zentralen Wählerregister (§ 4 Abs. 1 

Wählerevidenzgesetz 2018 - WEviG, BGBl. I Nr. 106/2016, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 7/2023) geführten Wählerevidenzen und der Unionsbürger-

Wählerevidenz (§ 18a Oö. Kommunalwahlordnung) in Stimmlisten zu erfassen. Zu diesem 

Zweck dürfen die Daten auch lokalen Datenverarbeitungen im Weg einer Schnittstelle zum 

Zentralen Wählerregister zur Verfügung gestellt werden, über die die weitere Administration 

der Stimmlisten abläuft. In die Stimmlisten ist ab dem 14. Tag nach dem Stichtag für die Dauer 

von zehn Tagen in einem allgemein zugänglichen Amtsraum während der für den 

Parteienverkehr bestimmten Zeit die öffentliche Einsicht zu ermöglichen. Im Übrigen sind die 

Bestimmungen der Oö. Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten 

sinngemäß anzuwenden. 

(6) Der Tag der Volksabstimmung ist zugleich mit der zu beantwortenden Frage vom (von 

der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) gemäß § 65 kundzumachen. Stimmberechtigt ist, wer 

die Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts zum Gemeinderat im Sinn des § 17 
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Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt; Stichtag ist der Tag, an dem vom Gemeinderat der 

Beschluß gefaßt wird, der einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. Die 

Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der Wählerevidenz im Sinn des 

Wählerevidenzgesetzes 1973, BGBl. Nr. 601, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 

Nr. 117/1996, und der Europa-Wählerevidenz im Sinn des Europa-Wählerevidenzgesetzes, 

BGBl. Nr. 118/1996, in Stimmlisten zu erfassen; die EDV-mäßige Herstellung der Stimmlisten 

ist zulässig. Die Stimmlisten sind am 21. Tag nach dem Kundmachungstag  in einem allgemein 

zugänglichen Amtsraum während eines Zeitraumes von fünf Tagen innerhalb der 

Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Im übrigen sind die Bestimmungen der O.ö. 

Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten sinngemäß anzuwenden. 

(7) Für die Volksabstimmung sind Amtliche Stimmzettel von einheitlicher Farbe und Größe 

zu verwenden. Sie dürfen nur über Anordnung des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

hergestellt werden. Der Amtliche Stimmzettel hat den Gegenstand der Volksabstimmung und 

darunter auf der linken Seite das Wort „Ja“ und rechts daneben einen Kreis sowie auf der 

rechten Seite das Wort „Nein“ und rechts daneben einen Kreis zu enthalten. Im Übrigen sind 

§ 21 Abs. 5, § 22, § 23 Abs. 1, § 24 und § 25 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes 

(Oö. BBRG) sinngemäß anzuwenden.  

(8) Die Volksabstimmung ist grundsätzlich von den Wahlbehörden durchzuführen, die 

nach der Oö. Kommunalwahlordnung für die Wahl des Gemeinderats eingerichtet sind; die 

Stadtwahlbehörde kann jedoch in sinngemäßer Anwendung des § 3 Abs. 3 

Oö. Kommunalwahlordnung die Wahlsprengel für die Durchführung der Volksabstimmung neu 

festsetzen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Oö. Kommunalwahlordnung über die 

Wahlbehörden, die Vorbereitung der Wahlhandlung, die Teilnahme an der Wahl, die 

Wahlhandlung, besondere Erleichterungen für die Ausübung des Wahlrechts und das 

Verwaltungsverfahren sinngemäß und mit der Maßgabe, dass 

 - keine Verpflichtung besteht, den Wahlberechtigten eine amtliche Wahlinformation 

zuzustellen, und 

 - die Befugnis, Wahlzeugen zu entsenden, den im Gemeinderat vertretenen wahlwerbenden 

Parteien zusteht. 

Für das Ermittlungsverfahren sowie hinsichtlich Abgaben und Kosten gelten die §§ 26, 27 und 

§ 28 Abs. 1 sowie § 33 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß. 

(8) Die Volksabstimmung ist von der Stadtwahlbehörde und den Sprengelwahlbehörden 

durchzuführen, die nach der O.ö. Kommunalwahlordnung für die Wahl des Gemeinderates 

eingerichtet sind. Im übrigen gelten die Bestimmungen der O.ö. Kommunalwahlordnung über 

Wahlkarten, Wahlort und Wahlzeit, Wahlhandlung und besondere Erleichterungen für die 

Ausübung des Wahlrechts für das Abstimmungsverfahren sinngemäß. Für das 

Ermittlungsverfahren gelten § 26, § 27 und § 28 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß.  

(9) Innerhalb von fünf Tagen nach Kundmachung des Ergebnisses der Volksabstimmung 

gemäß Abs. 15 kann wegen Unrichtigkeit der Ermittlung des Ergebnisses schriftlich Einspruch 

erhoben werden. Der Einspruch ist gültig, wenn er von mindestens einem Prozent der 

Stimmberechtigten unter Angabe des Familien- und Vornamens, des Geburtsdatums und der 

Wohnadresse unterzeichnet ist und eine Begründung enthält. Die Stadtwahlbehörde hat auf 

Grund eines gültigen Einspruchs innerhalb von zwei Wochenfünf Tagen nach seinem 
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Einlangen das Ergebnis der Volksabstimmung zu überprüfen. Ergibt diese Überprüfung die 

Unrichtigkeit der durchgeführten Ermittlung, hat die Stadtwahlbehörde das Ergebnis der 

Ermittlung richtigzustellen und das richtiggestellte Ergebnis gemäß Abs. 15 erster Satz neu 

kundzumachen. Ergibt die Überprüfung keinen Anlass zur Richtigstellung, hat die 

Stadtwahlbehörde den Einspruch mit Bescheid abzuweisen. 

(10) Ein zulässig eingebrachter Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung hat zur 

Folge, daß der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) mit der Vollziehung des Beschlusses des 

Gemeinderates, auf den er sich bezieht, innezuhalten hat. 

(11) Wird der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung gemäß § 18 Abs. 2 

abgelehnt, so hat der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) den Beschluß des Gemeinderates, 

auf den sich die Volksabstimmung beziehen sollte, nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(12) Lautet mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen auf „Nein“, so gilt der 

Beschluß des Gemeinderates, der der Volksabstimmung unterzogen wurde, als aufgehoben. 

(13) Lautet die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen oder mehr auf „Ja“, so hat der 

(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß des 

Gemeinderates nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(14) Hat an der Volksabstimmung weniger als ein Viertel der Wahlberechtigten 

teilgenommen, so kommen die Bestimmungen der Abs. 12 und 13 nicht zur Anwendung; der 

(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß 

des Gemeinderates nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(15) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat das Ergebnis der Volksabstimmung 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Linz kundzumachen.Das Ergebnis der Volksabstimmung 

ist vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) im Amtsblatt der Stadt Linz kundzumachen. 

Im Fall des Abs. 14 ist in die Kundmachung der Hinweis aufzunehmen, daß dem Ergebnis der 

Volksabstimmung keine verbindliche Wirkung zukommt.  

§ 68 

Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, dass über bestimmte, in seinen Aufgabenbereich 

fallende Angelegenheiten eine Volksbefragung durchgeführt wird. Eine Volksbefragung in 

diesen Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies hinsichtlich einer bestimmten Frage 

gemäß Abs. 4 beantragt und dieser Antrag von 4 % der Anzahl der für die vorangegangene 

Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten unterstützt wird. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 

konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Volksbefragung sein. 

(3) Der Gegenstand der Volksbefragung muss in Form einer Frage vom Gemeinderat oder 

von der Bürgerin bzw. dem Bürger bei der Antragstellung gemäß Abs. 4 so formuliert werden, 

dass diese mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet oder, wenn über zwei oder mehrere alternative 

Lösungsvorschläge entschieden werden soll, der gewählte Lösungsvorschlag eindeutig 

bezeichnet werden kann. 

(4) Jede Bürgerin bzw. jeder Bürger kann beim Magistrat persönlich einen Antrag auf 

Durchführung einer Volksbefragung über eine bestimmte Frage einbringen, der in einer 
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Niederschrift festzuhalten ist. Sofern kein Bescheid nach Abs. 6 erlassen wird, sind spätestens 

zwei Wochen nach der Einbringung dieses Antrags der Wortlaut der Frage, die erforderliche 

Mindestzahl von Bürgerinnen und Bürger, die sich diesem Begehren durch Abgabe einer 

Unterstützungserklärung anschließen müssen, und der dabei einzuhaltende Vorgang von der 

Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister an der Amtstafel der Stadt Linz kundzumachen. 

(5) Jede Bürgerin bzw. jeder Bürger ist berechtigt, innerhalb von vier Wochen ab dem Tag 

der Kundmachung gemäß Abs. 4 beim Magistrat persönlich eine Unterstützungserklärung 

abzugeben, die in einer Niederschrift festzuhalten ist. Die Unterstützungserklärungen sind 

jeweils spätestens am übernächsten Tag nach Errichtung der Niederschrift von der 

Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister zu überprüfen und im Fall der Zulässigkeit in 

chronologischer Reihenfolge fortlaufend zu nummerieren und in eine Liste einzutragen, die 

Familien- und Vorname, Geburtsdatum und Wohnadresse der Bürgerin bzw. des Bürgers 

sowie das Datum der Errichtung der Niederschrift zu enthalten hat. In diese Frist sind Tage 

nicht einzurechnen, an denen der Magistrat keinen Dienstbetrieb hat. In die Liste ist bis zum 

Ablauf der vierwöchigen Frist zur Abgabe von Unterstützungserklärungen, im Fall der 

Durchführung der Volksbefragung bis zum Ablauf des Tages der Volksbefragung, in einem 

allgemein zugänglichen Amtsraum während der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit die 

öffentliche Einsicht zu ermöglichen. 

(6) Entspricht ein Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung gemäß Abs. 4 nicht den 

Erfordernissen nach Abs. 1 bis 5, hat die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister den Antrag 

binnen zwei Wochen nach Einlangen bzw. im Fall des Abs. 5 binnen zwei Wochen nach Ablauf 

der vierwöchigen Frist mit schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Über 

Beschwerden gegen solche Bescheide entscheidet das Landesverwaltungsgericht durch 

Senate. Sollte der Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung auf Grund einer 

gerichtlichen Entscheidung zu einem späteren Zeitpunkt für zulässig erklärt werden, hat die 

Kundmachung gemäß Abs. 4 sofort nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung zu erfolgen. 

(7) Ein Antrag gemäß Abs. 4 kann von der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller bis zum 

Beschluss des Gemeinderats auf Durchführung einer Volksbefragung durch eine schriftliche 

Erklärung zurückgezogen werden; der Zurückziehung beigefügte Bedingungen sind ohne 

rechtliche Wirkung. Der Gemeinderat hat in der dem Einlangen der Zurückziehung folgenden 

Sitzung darüber zu beraten und kann beschließen, dass trotzdem eine Volksbefragung 

durchzuführen ist. 

(8) Nach Errichtung jener Niederschrift, durch welche die zur Durchführung der 

Volksbefragung erforderliche Mindestzahl gemäß Abs. 4 erreicht wird, hat der Gemeinderat in 

der darauffolgenden Sitzung, spätestens jedoch nach sechs Wochen, die Durchführung der 

Volksbefragung zu beschließen. Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat diese 

Angelegenheit in die Tagesordnung einer bereits einberufenen Sitzung nachträglich 

aufzunehmen; davon sind die Mitglieder des Gemeinderats unverzüglich zu verständigen. 

(9) Für die Durchführung der Volksbefragung gilt § 67 Abs. 4 und 6 bis 8 sinngemäß und 

mit folgender Maßgabe: Die Amtlichen Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten bzw. 

müssen den gewählten Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnen. Enthält ein Umschlag mehr 

als einen gültig ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils 

auf „Nein“ oder bezeichnen sie verschiedene Lösungsvorschläge, so sind alle ungültig; lauten 
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entweder alle auf „Ja“ oder alle auf „Nein“ oder bezeichnen alle denselben Lösungsvorschlag, 

so sind sie nur als ein Stimmzettel zu zählen. 

(10) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat das Ergebnis der Volksbefragung 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Linz kundzumachen und die Angelegenheit, die 

Gegenstand der Volksbefragung war, in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 

Gemeinderats aufzunehmen. 

§ 68 

Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß über bestimmte, in seinen Aufgabenbereich 

fallende Angelegenheiten eine Volksbefragung durchgeführt wird. Eine Volksbefragung in 

diesen Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies von 4 % der Anzahl der für die 

vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten hinsichtlich einer bestimmten 

Frage verlangt wird. Das Verlangen kann von der darin als bevollmächtigt oder 

zustellungsbevollmächtigt genannten Person bis zum Beschluss des Gemeinderats über die 

Festsetzung des Tages der Volksbefragung durch eine schriftliche Erklärung zurückgezogen 

werden. Der Zurückziehung beigefügte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Der 

Gemeinderat hat in der dem Einlangen der Zurückziehung folgenden Sitzung darüber zu 

beraten und diese zur Kenntnis zu nehmen oder mit Beschluss den Tag der Volksbefragung 

festzusetzen.  

(1a) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 

konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Volksbefragung sein 

(2) Der Gegenstand der Volksbefragung muß vom Gemeinderat in Form einer 

Fragestellung so formuliert werden, daß diese entweder mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet oder, 

wenn über zwei oder mehrere alternative Lösungsvorschläge entschieden werden soll, der 

gewählte Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnet werden kann. 

(3) Die Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten bzw. müssen den gewählten 

Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnen. Enthält ein Umschlag mehr als einen gültig 

ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils auf „Nein“ oder 

bezeichnen sie verschiedene Lösungsvorschläge, so sind alle ungültig; lauten entweder alle 

auf „Ja“ oder alle auf „Nein“ oder bezeichnen alle denselben Lösungsvorschlag, so sind sie 

nur als ein Stimmzettel zu zählen. 

(4) Für die Durchführung der Volksbefragung gilt § 67 Abs. 4, 6, 8 und 9 sinngemäß.  

(5) Das Ergebnis der Volksbefragung ist vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Linz kundzumachen; die Angelegenheit, die Gegenstand 

der Volksbefragung war, ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates 

aufzunehmen.  

§ 69 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative 

(1) Das Recht der Bürgerinnen- und Bürger-Initiative umfasst das Verlangen auf 

Erlassung, Abänderung oder Aufhebung von Beschlüssen des Gemeinderats in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt. 
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(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Stadt, die Herbeiführung einer 

Volksbefragung mittels eines Gemeinderatsbeschlusses, Angelegenheiten der Bediensteten 

der Stadt sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer konkreten individuellen 

behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer Bürgerinnen- und 

Bürger-Initiative sein. 

(3) Der Antrag muss schriftlich eingebracht werden, die betreffende Angelegenheit genau 

bezeichnen, hat eine Begründung zu enthalten und muss von mindestens 2 % der Anzahl der 

für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten unterschrieben sein. Der 

Antrag hat ferner die Bezeichnung einer bzw. eines zur Vertretung der Antragstellerinnen und 

Antragsteller Bevollmächtigten (Familien- und Vorname, Geburtsdatum, Wohnadresse) zu 

enthalten. Für die dem Antrag angeschlossenen Unterstützungslisten gelten die 

Bestimmungen der §§ 4 und 5 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes (Oö. BBRG) 

sinngemäß mit der Maßgabe, dass eine Wahlrechtsbestätigung nicht erforderlich ist.  

(4) Entspricht eine Bürgerinnen- und Bürger-Initiative nicht den Erfordernissen nach Abs. 1 

bis 3, so hat sie die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister binnen zwei Wochen mit 

schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Über Beschwerden gegen solche 

Bescheide entscheidet das Landesverwaltungsgericht durch Senate. Soweit dies zur Klärung 

strittiger Fälle notwendig ist, ist in diesem Verfahren die Übermittlung der Daten zur 

Überprüfung der Wahlberechtigung an das Landesverwaltungsgericht zulässig und hat die 

Behörde diese Daten dem Landesverwaltungsgericht im Wege einer geeigneten Schnittstelle 

zur Verfügung zu stellen. Jeder Antrag, der den Erfordernissen nach Abs. 1 bis 3 entspricht, 

ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderats aufzunehmen.  

(5) § 33 Abs. 1 Oö. BBRG ist sinngemäß anzuwenden. 
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Statut für die Stadt Steyr 1992 (StS. 1992) 

VI. HAUPTSTÜCK 

Instanzenzug, Kundmachung von Verordnungen, Urkunden 

§ 66 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderats oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister unter 

Beifügung der Organbezeichnung zu unterfertigen. 

(2) Bei elektronisch erstellten Urkunden nach Abs. 1 kann die Unterfertigung von der 

Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister auch auf einer technischen Vorrichtung geleistet 

werden oder durch ein Verfahren zum Nachweis der Identität (§ 2 Z 1 E-Government-Gesetz - 

E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 117/2024) der 

bzw. des Genehmigenden und der Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der Erledigung erfolgen. 

Diese Urkunden sind mit einer Amtssignatur gemäß § 19 Abs. 1 E-GovG zu versehen, wobei 

§ 19 Abs. 3 E-GovG nicht zwingend anzuwenden ist. 

(3) In Urkunden gemäß Abs. 1 und 2 ist die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich zu 

machen. 

(4) Betrifft eine Urkunde gemäß Abs. 1, 2 oder 6 eine Angelegenheit, zu welcher die 

Genehmigung oder Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde 

der Hinweis gemäß § 78 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung 

oder Nichtuntersagung ersichtlich zu machen. 

(5) Ist die Ersichtlichmachung gemäß Abs. 3 oder der Hinweis und die erfolgte 

Genehmigung oder Nichtuntersagung gemäß Abs. 4 auf einer elektronisch erstellten Urkunde 

selbst nicht möglich, müssen diese in einer Beilage zur elektronisch erstellten Urkunde 

dokumentiert werden. 

(6) Die Unterfertigung sonstiger Urkunden richtet sich nach den Bestimmungen der 

Geschäftsordnung für den Magistrat. 

§ 66 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderats oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister zu 

unterfertigen und mit dem Stadtsiegel zu versehen. 

(2) Die Unterfertigung sonstiger Urkunden richtet sich nach den Bestimmungen der 

Geschäftsordnung für den Magistrat. 

(3) In Urkunden gemäß Abs. 1 ist die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich zu machen. 

(4) Betrifft eine Urkunde gemäß Abs. 1 oder 2 eine Angelegenheit, zu welcher die 

Genehmigung oder Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde 

der Hinweis gemäß § 78 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung 

ersichtlich zu machen. 
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VII. HAUPTSTÜCK 

Volksabstimmung, Volksbefragung, Bürgerinitiative, Information der Einwohner 

(Einwohnerinnen) 

§ 67 

Volksabstimmung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß ein vom Gemeinderat beschlossener Antrag 

einer Volksabstimmung unterzogen wird. 

(2) Die Bestellung der Organe der Stadt, Personalangelegenheiten, Abgaben, Entgelte 

(Tarife), die Feststellung des Voranschlages, der Rechnungsabschluß, die Verleihung des 

Ehrenbürgerrechtes, Verordnungen sowie behördliche Entscheidungen und Verfügungen 

dürfen nicht Gegenstand einer Volksabstimmung sein. 

(3) Der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung muß von mindestens sechs 

Mitgliedern des Gemeinderates unterfertigt sein. Er ist spätestens in der Sitzung des 

Gemeinderates zu stellen, auf deren Tagesordnung die Beschlußfassung über jenen Antrag 

steht, der gemäß Abs. 1 einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. 

(4) Im Beschluss auf Vornahme der Volksabstimmung hat der Gemeinderat den Tag der 

Volksabstimmung und den Stichtag festzusetzen, wobei der Stichtag nicht vor dem Tag der 

Kundmachung des Tages der Volksabstimmung liegen darf. Als Tag der Volksabstimmung 

darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag nach Abschluss der Stimmlisten 

festgesetzt werden. 

(4) Im Beschluß auf Vornahme einer Volksabstimmung hat der Gemeinderat den Tag der 

Volksabstimmung festzusetzen. Hiefür darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag 

festgesetzt werden. 

(5) Der Gegenstand der Volksabstimmung muß vom Gemeinderat in Form einer Frage so 

formuliert werden, daß die Beantwortung nur mit „Ja“ oder „Nein“ möglich ist. 

(6) Der Tag der Volksabstimmung und der Stichtag sind zugleich mit der zu 

beantwortenden Frage von der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister gemäß § 65 

kundzumachen. Stimmberechtigt ist, wer die Voraussetzungen für die Ausübung des 

Wahlrechts zum Gemeinderat im Sinn des § 17 Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt. Die 

Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der im Zentralen Wählerregister (§ 4 Abs. 1 

Wählerevidenzgesetz 2018 - WEviG, BGBl. I Nr. 106/2016, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 7/2023) geführten Wählerevidenzen und der Unionsbürger-

Wählerevidenz (§ 18a Oö. Kommunalwahlordnung) in Stimmlisten zu erfassen. Zu diesem 

Zweck dürfen die Daten auch lokalen Datenverarbeitungen im Weg einer Schnittstelle zum 

Zentralen Wählerregister zur Verfügung gestellt werden, über die die weitere Administration 

der Stimmlisten abläuft. In die Stimmlisten ist ab dem 14. Tag nach dem Stichtag für die Dauer 

von zehn Tagen in einem allgemein zugänglichen Amtsraum während der für den 

Parteienverkehr bestimmten Zeit die öffentliche Einsicht zu ermöglichen. Im Übrigen sind die 

Bestimmungen der Oö. Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten 

sinngemäß anzuwenden. 

(6) Der Tag der Volksabstimmung ist zugleich mit der zu beantwortenden Frage vom (von 

der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) gemäß § 65 kundzumachen. Stimmberechtigt ist, wer 

die Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts zum Gemeinderat im Sinn des § 17 
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Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt; Stichtag ist der Tag, an dem vom Gemeinderat der 

Beschluß gefaßt wird, der einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. Die 

Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der Wählerevidenz im Sinn des 

Wählerevidenzgesetzes 1973, BGBl. Nr. 601, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 

Nr. 117/1996, und der Europa-Wählerevidenz im Sinn des Europa-Wählerevidenzgesetzes, 

BGBl. Nr. 118/1996, in Stimmlisten zu erfassen; die EDV-mäßige Herstellung der Stimmlisten 

ist zulässig. Die Stimmlisten sind am 21. Tag nach dem Kundmachungstag in einem allgemein 

zugänglichen Amtsraum während eines Zeitraumes von fünf Tagen innerhalb der 

Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Im übrigen sind die Bestimmungen der O.ö. 

Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten sinngemäß anzuwenden.  

(7) Für die Volksabstimmung sind Amtliche Stimmzettel von einheitlicher Farbe und Größe 

zu verwenden. Sie dürfen nur über Anordnung des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

hergestellt werden. Der Amtliche Stimmzettel hat den Gegenstand der Volksabstimmung und 

darunter auf der linken Seite das Wort „Ja“ und rechts daneben einen Kreis sowie auf der 

rechten Seite das Wort „Nein“ und rechts daneben einen Kreis zu enthalten. Im Übrigen sind 

§ 21 Abs. 5, § 22, § 23 Abs. 1, § 24 und § 25 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes 

(Oö. BBRG) sinngemäß anzuwenden.  

(8) Die Volksabstimmung ist grundsätzlich von den Wahlbehörden durchzuführen, die 

nach der Oö. Kommunalwahlordnung für die Wahl des Gemeinderats eingerichtet sind; die 

Stadtwahlbehörde kann jedoch in sinngemäßer Anwendung des § 3 Abs. 3 

Oö. Kommunalwahlordnung die Wahlsprengel für die Durchführung der Volksabstimmung neu 

festsetzen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Oö. Kommunalwahlordnung über die 

Wahlbehörden, die Vorbereitung der Wahlhandlung, die Teilnahme an der Wahl, die 

Wahlhandlung, besondere Erleichterungen für die Ausübung des Wahlrechts und das 

Verwaltungsverfahren sinngemäß und mit der Maßgabe, dass 

 - keine Verpflichtung besteht, den Wahlberechtigten eine amtliche Wahlinformation 

zuzustellen, und 

 - die Befugnis, Wahlzeugen zu entsenden, den im Gemeinderat vertretenen wahlwerbenden 

Parteien zusteht. 

Für das Ermittlungsverfahren sowie hinsichtlich Abgaben und Kosten gelten die §§ 26, 27 und 

§ 28 Abs. 1 sowie § 33 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß. 

(8) Die Volksabstimmung ist von der Stadtwahlbehörde und den Sprengelwahlbehörden 

durchzuführen, die nach der O.ö. Kommunalwahlordnung für die Wahl des Gemeinderates 

eingerichtet sind. Im übrigen gelten die Bestimmungen der O.ö. Kommunalwahlordnung über 

Wahlkarten, Wahlort und Wahlzeit, Wahlzeugen, Wahlhandlung und besondere 

Erleichterungen für die Ausübung des Wahlrechts für das Abstimmungsverfahren sinngemäß. 

Für das Ermittlungsverfahren gelten § 26, § 27 und § 28 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß.  

(9) Innerhalb von fünf Tagen nach Kundmachung des Ergebnisses der Volksabstimmung 

gemäß Abs. 15 kann wegen Unrichtigkeit der Ermittlung des Ergebnisses schriftlich Einspruch 

erhoben werden. Der Einspruch ist gültig, wenn er von mindestens einem Prozent der 

Stimmberechtigten unter Angabe des Familien- und Vornamens, des Geburtsdatums und der 

Wohnadresse unterzeichnet ist und eine Begründung enthält. Die Stadtwahlbehörde hat auf 

Grund eines gültigen Einspruchs innerhalb von zwei Wochenfünf Tagen nach seinem 



 

  Seite 18 

Einlangen das Ergebnis der Volksabstimmung zu überprüfen. Ergibt diese Überprüfung die 

Unrichtigkeit der durchgeführten Ermittlung, hat die Stadtwahlbehörde das Ergebnis der 

Ermittlung richtigzustellen und das richtiggestellte Ergebnis gemäß Abs. 15 erster Satz neu 

kundzumachen. Ergibt die Überprüfung keinen Anlass zur Richtigstellung, hat die 

Stadtwahlbehörde den Einspruch mit Bescheid abzuweisen. 

(10) Ein zulässig eingebrachter Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung hat zur 

Folge, daß der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) mit der Vollziehung des Beschlusses des 

Gemeinderates, auf den er sich bezieht, innezuhalten hat. 

(11) Wird der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung gemäß § 18 Abs. 2 

abgelehnt, so hat der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) den Beschluß des Gemeinderates, 

auf den sich die Volksabstimmung beziehen sollte, nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(12) Lautet mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen auf „Nein“, so gilt der 

Beschluß des Gemeinderates, der der Volksabstimmung unterzogen wurde, als aufgehoben. 

(13) Lautet die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen oder mehr auf „Ja“, so hat der 

Bürgermeister den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß des Gemeinderates nach 

Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(14) Hat an der Volksabstimmung weniger als ein Viertel der Wahlberechtigten 

teilgenommen, so kommen die Bestimmungen der Abs. 12 und 13 nicht zur Anwendung; der 

(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß 

des Gemeinderates nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(15) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat das Ergebnis der Volksabstimmung 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Steyr kundzumachen.Das Ergebnis der Volksabstimmung 

ist vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) im Amtsblatt der Stadt Steyr 

kundzumachen. Im Fall des Abs. 14 ist in die Kundmachung der Hinweis aufzunehmen, daß 

dem Ergebnis der Volksabstimmung keine verbindliche Wirkung zukommt.  

§ 68 

Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, dass über bestimmte, in seinen Aufgabenbereich 

fallende Angelegenheiten eine Volksbefragung durchgeführt wird. Eine Volksbefragung in 

diesen Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies hinsichtlich einer bestimmten Frage 

gemäß Abs. 4 beantragt und dieser Antrag von 5 % der Anzahl der für die vorangegangene 

Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten unterstützt wird. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 

konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Volksbefragung sein. 

(3) Der Gegenstand der Volksbefragung muss in Form einer Frage vom Gemeinderat oder 

von der Bürgerin bzw. dem Bürger bei der Antragstellung gemäß Abs. 4 so formuliert werden, 

dass diese mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet oder, wenn über zwei oder mehrere alternative 

Lösungsvorschläge entschieden werden soll, der gewählte Lösungsvorschlag eindeutig 

bezeichnet werden kann. 

(4) Jede Bürgerin bzw. jeder Bürger kann beim Magistrat persönlich einen Antrag auf 

Durchführung einer Volksbefragung über eine bestimmte Frage einbringen, der in einer 
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Niederschrift festzuhalten ist. Sofern kein Bescheid nach Abs. 6 erlassen wird, sind spätestens 

zwei Wochen nach der Einbringung dieses Antrags der Wortlaut der Frage, die erforderliche 

Mindestzahl von Bürgerinnen und Bürger, die sich diesem Begehren durch Abgabe einer 

Unterstützungserklärung anschließen müssen, und der dabei einzuhaltende Vorgang von der 

Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister an der Amtstafel der Stadt Steyr kundzumachen. 

(5) Jede Bürgerin bzw. jeder Bürger ist berechtigt, innerhalb von vier Wochen ab dem Tag 

der Kundmachung gemäß Abs. 4 beim Magistrat persönlich eine Unterstützungserklärung 

abzugeben, die in einer Niederschrift festzuhalten ist. Die Unterstützungserklärungen sind 

jeweils spätestens am übernächsten Tag nach Errichtung der Niederschrift von der 

Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister zu überprüfen und im Fall der Zulässigkeit in 

chronologischer Reihenfolge fortlaufend zu nummerieren und in eine Liste einzutragen, die 

Familien- und Vorname, Geburtsdatum und Wohnadresse der Bürgerin bzw. des Bürgers 

sowie das Datum der Errichtung der Niederschrift zu enthalten hat. In diese Frist sind Tage 

nicht einzurechnen, an denen der Magistrat keinen Dienstbetrieb hat. In die Liste ist bis zum 

Ablauf der vierwöchigen Frist zur Abgabe von Unterstützungserklärungen, im Fall der 

Durchführung der Volksbefragung bis zum Ablauf des Tages der Volksbefragung, in einem 

allgemein zugänglichen Amtsraum während der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit die 

öffentliche Einsicht zu ermöglichen. 

(6) Entspricht ein Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung gemäß Abs. 4 nicht den 

Erfordernissen nach Abs. 1 bis 5, hat die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister den Antrag 

binnen zwei Wochen nach Einlangen bzw. im Fall des Abs. 5 binnen zwei Wochen nach Ablauf 

der vierwöchigen Frist mit schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Über 

Beschwerden gegen solche Bescheide entscheidet das Landesverwaltungsgericht durch 

Senate. Sollte der Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung auf Grund einer 

gerichtlichen Entscheidung zu einem späteren Zeitpunkt für zulässig erklärt werden, hat die 

Kundmachung gemäß Abs. 4 sofort nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung zu erfolgen. 

(7) Ein Antrag gemäß Abs. 4 kann von der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller bis zum 

Beschluss des Gemeinderats auf Durchführung einer Volksbefragung durch eine schriftliche 

Erklärung zurückgezogen werden; der Zurückziehung beigefügte Bedingungen sind ohne 

rechtliche Wirkung. Der Gemeinderat hat in der dem Einlangen der Zurückziehung folgenden 

Sitzung darüber zu beraten und kann beschließen, dass trotzdem eine Volksbefragung 

durchzuführen ist. 

(8) Nach Errichtung jener Niederschrift, durch welche die zur Durchführung der 

Volksbefragung erforderliche Mindestzahl gemäß Abs. 4 erreicht wird, hat der Gemeinderat in 

der darauffolgenden Sitzung, spätestens jedoch nach sechs Wochen, die Durchführung der 

Volksbefragung zu beschließen. Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat diese 

Angelegenheit in die Tagesordnung einer bereits einberufenen Sitzung nachträglich 

aufzunehmen; davon sind die Mitglieder des Gemeinderats unverzüglich zu verständigen. 

(9) Für die Durchführung der Volksbefragung gilt § 67 Abs. 4 und 6 bis 8 sinngemäß und 

mit folgender Maßgabe: Die Amtlichen Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten bzw. 

müssen den gewählten Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnen. Enthält ein Umschlag mehr 

als einen gültig ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils 

auf „Nein“ oder bezeichnen sie verschiedene Lösungsvorschläge, so sind alle ungültig; lauten 
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entweder alle auf „Ja“ oder alle auf „Nein“ oder bezeichnen alle denselben Lösungsvorschlag, 

so sind sie nur als ein Stimmzettel zu zählen. 

(10) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat das Ergebnis der Volksbefragung 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Steyr kundzumachen und die Angelegenheit, die 

Gegenstand der Volksbefragung war, in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 

Gemeinderats aufzunehmen. 

§ 68 

Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß über bestimmte, in seinen Aufgabenbereich 

fallende Angelegenheiten eine Volksbefragung durchgeführt wird. Eine Volksbefragung in 

diesen Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies von 5 % der Anzahl der für die 

vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten hinsichtlich einer bestimmten 

Frage verlangt wird. Das Verlangen kann von der darin als bevollmächtigt oder 

zustellungsbevollmächtigt genannten Person bis zum Beschluss des Gemeinderats über die 

Festsetzung des Tages der Volksbefragung durch eine schriftliche Erklärung zurückgezogen 

werden. Der Zurückziehung beigefügte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Der 

Gemeinderat hat in der dem Einlangen der Zurückziehung folgenden Sitzung darüber zu 

beraten und diese zur Kenntnis zu nehmen oder mit Beschluss den Tag der Volksbefragung 

festzusetzen.  

(1a) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 

konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Volksbefragung sein.  

(2) Der Gegenstand der Volksbefragung muß vom Gemeinderat in Form einer 

Fragestellung so formuliert werden, daß diese entweder mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet oder, 

wenn über zwei oder mehrere alternative Lösungsvorschläge entschieden werden soll, der 

gewählte Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnet werden kann. 

(3) Die Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten bzw. müssen den gewählten 

Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnen. Enthält ein Umschlag mehr als einen gültig 

ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils auf „Nein“ oder 

bezeichnen sie verschiedene Lösungsvorschläge, so sind alle ungültig; lauten entweder alle 

auf „Ja“ oder alle auf „Nein“ oder bezeichnen alle denselben Lösungsvorschlag, so sind sie 

nur als ein Stimmzettel zu zählen. 

(4) Für die Durchführung der Volksbefragung gilt § 67 Abs. 4, 6, 8 und 9 sinngemäß. 

(5) Das Ergebnis der Volksbefragung ist vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Steyr kundzumachen; die Angelegenheit, die Gegenstand 

der Volksbefragung war, ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates 

aufzunehmen.  

§ 69 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative 

(1) Das Recht der Bürgerinnen- und Bürger-Initiative umfasst das Verlangen auf 

Erlassung, Abänderung oder Aufhebung von Beschlüssen des Gemeinderats in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt. 
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(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Stadt, die Herbeiführung einer 

Volksbefragung mittels eines Gemeinderatsbeschlusses, Angelegenheiten der Bediensteten 

der Stadt sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer konkreten individuellen 

behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer Bürgerinnen- und 

Bürger-Initiative sein. 

(3) Der Antrag muss schriftlich eingebracht werden, die betreffende Angelegenheit genau 

bezeichnen, hat eine Begründung zu enthalten und muss von mindestens 2 % der Anzahl der 

für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten unterschrieben sein. Der 

Antrag hat ferner die Bezeichnung einer bzw. eines zur Vertretung der Antragstellerinnen und 

Antragsteller Bevollmächtigten (Familien- und Vorname, Geburtsdatum, Wohnadresse) zu 

enthalten. Für die dem Antrag angeschlossenen Unterstützungslisten gelten die 

Bestimmungen der §§ 4 und 5 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes (Oö. BBRG) 

sinngemäß mit der Maßgabe, dass eine Wahlrechtsbestätigung nicht erforderlich ist.  

(4) Entspricht eine Bürgerinnen- und Bürger-Initiative nicht den Erfordernissen nach Abs. 1 

bis 3, so hat sie die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister binnen zwei Wochen mit 

schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Über Beschwerden gegen solche 

Bescheide entscheidet das Landesverwaltungsgericht durch Senate. Soweit dies zur Klärung 

strittiger Fälle notwendig ist, ist in diesem Verfahren die Übermittlung der Daten zur 

Überprüfung der Wahlberechtigung an das Landesverwaltungsgericht zulässig und hat die 

Behörde diese Daten dem Landesverwaltungsgericht im Wege einer geeigneten Schnittstelle 

zur Verfügung zu stellen. Jeder Antrag, der den Erfordernissen nach Abs. 1 bis 3 entspricht, 

ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderats aufzunehmen.  

(5) § 33 Abs. 1 Oö. BBRG ist sinngemäß anzuwenden 
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Statut für die Stadt Wels 1992 (StW. 1992) 

 

VI. HAUPTSTÜCK 

Instanzenzug, Kundmachung von Verordnungen, Urkunden 

§ 66 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderats oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister unter 

Beifügung der Organbezeichnung zu unterfertigen. 

(2) Bei elektronisch erstellten Urkunden nach Abs. 1 kann die Unterfertigung von der 

Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister auch auf einer technischen Vorrichtung geleistet 

werden oder durch ein Verfahren zum Nachweis der Identität (§ 2 Z 1 E-Government-Gesetz - 

E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 117/2024) der 

bzw. des Genehmigenden und der Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der Erledigung erfolgen. 

Diese Urkunden sind mit einer Amtssignatur gemäß § 19 Abs. 1 E-GovG zu versehen, wobei 

§ 19 Abs. 3 E-GovG nicht zwingend anzuwenden ist. 

(3) In Urkunden gemäß Abs. 1 und 2 ist die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich zu 

machen. 

(4) Betrifft eine Urkunde gemäß Abs. 1, 2 oder 6 eine Angelegenheit, zu welcher die 

Genehmigung oder Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde 

der Hinweis gemäß § 78 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung 

oder Nichtuntersagung ersichtlich zu machen. 

(5) Ist die Ersichtlichmachung gemäß Abs. 3 oder der Hinweis und die erfolgte 

Genehmigung oder Nichtuntersagung gemäß Abs. 4 auf einer elektronisch erstellten Urkunde 

selbst nicht möglich, müssen diese in einer Beilage zur elektronisch erstellten Urkunde 

dokumentiert werden. 

(6) Die Unterfertigung sonstiger Urkunden richtet sich nach den Bestimmungen der 

Geschäftsordnung für den Magistrat. 

§ 66 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderats oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister zu 

unterfertigen und mit dem Stadtsiegel zu versehen. 

(2) Die Unterfertigung sonstiger Urkunden richtet sich nach den Bestimmungen der 

Geschäftsordnung für den Magistrat. 

(3) In Urkunden gemäß Abs. 1 ist die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich zu machen. 

(4) Betrifft eine Urkunde gemäß Abs. 1 oder 2 eine Angelegenheit, zu welcher die 

Genehmigung oder Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde 

der Hinweis gemäß § 78 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung 

ersichtlich zu machen. 
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VII. HAUPTSTÜCK 

Volksabstimmung, Volksbefragung, Bürgerinitiative, Information der Einwohner 

(Einwohnerinnen) 

§ 67 

Volksabstimmung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß ein vom Gemeinderat beschlossener Antrag 

einer Volksabstimmung unterzogen wird. 

(2) Die Bestellung der Organe der Stadt, Personalangelegenheiten, Abgaben, Entgelte 

(Tarife), die Feststellung des Voranschlages, der Rechnungsabschluß, die Verleihung des 

Ehrenbürgerrechtes, Verordnungen sowie behördliche Entscheidungen und Verfügungen 

dürfennicht Gegenstand einer Volksabstimmung sein. 

(3) Der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung muß von mindestens sechs 

Mitgliedern des Gemeinderates unterfertigt sein. Er ist spätestens in der Sitzung des 

Gemeinderates zu stellen, auf deren Tagesordnung die Beschlußfassung über jenen Antrag 

steht, der gemäß Abs. 1 einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. 

(4) Im Beschluss auf Vornahme der Volksabstimmung hat der Gemeinderat den Tag der 

Volksabstimmung und den Stichtag festzusetzen, wobei der Stichtag nicht vor dem Tag der 

Kundmachung des Tages der Volksabstimmung liegen darf. Als Tag der Volksabstimmung 

darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag nach Abschluss der Stimmlisten 

festgesetzt werden. 

(4) Im Beschluß auf Vornahme einer Volksabstimmung hat der Gemeinderat den Tag der 

Volksabstimmung festzusetzen. Hiefür darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag 

festgesetzt werden. 

(5) Der Gegenstand der Volksabstimmung muß vom Gemeinderat in Form einer Frage so 

formuliert werden, daß die Beantwortung nur mit „Ja“ oder mit „Nein“ möglich ist. 

(6) Der Tag der Volksabstimmung und der Stichtag sind zugleich mit der zu 

beantwortenden Frage von der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister gemäß § 65 

kundzumachen. Stimmberechtigt ist, wer die Voraussetzungen für die Ausübung des 

Wahlrechts zum Gemeinderat im Sinn des § 17 Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt. Die 

Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der im Zentralen Wählerregister (§ 4 Abs. 1 

Wählerevidenzgesetz 2018 - WEviG, BGBl. I Nr. 106/2016, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 7/2023) geführten Wählerevidenzen und der Unionsbürger-

Wählerevidenz (§ 18a Oö. Kommunalwahlordnung) in Stimmlisten zu erfassen. Zu diesem 

Zweck dürfen die Daten auch lokalen Datenverarbeitungen im Weg einer Schnittstelle zum 

Zentralen Wählerregister zur Verfügung gestellt werden, über die die weitere Administration 

der Stimmlisten abläuft. In die Stimmlisten ist ab dem 14. Tag nach dem Stichtag für die Dauer 

von zehn Tagen in einem allgemein zugänglichen Amtsraum während der für den 

Parteienvekehr bestimmten Zeit die öffentliche Einsicht zu ermöglichen. Im Übrigen sind die 

Bestimmungen der Oö. Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten 

sinngemäß anzuwenden. 

(6) Der Tag der Volksabstimmung ist zugleich mit der zu beantwortenden Frage vom (von 

der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) gemäß § 65 kundzumachen. Stimmberechtigt ist, wer 

die Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts zum Gemeinderat im Sinn des § 17 
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Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt; Stichtag ist der Tag, an dem vom Gemeinderat der 

Beschluß gefaßt wird, der einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. Die 

Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der Wählerevidenz im Sinn des 

Wählerevidenzgesetzes 1973, BGBl. Nr. 601, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 

Nr. 117/1996, und der Europa-Wählerevidenz im Sinn des Europa-Wählerevidenzgesetzes, 

BGBl. Nr. 118/1996, in Stimmlisten zu erfassen; die EDV-mäßige Herstellung der Stimmlisten 

ist zulässig. Die Stimmlisten sind am 21. Tag nach dem Kundmachungstag in einem allgemein 

zugänglichen Amtsraum während eines Zeitraumes von fünf Tagen innerhalb der 

Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Im übrigen sind die Bestimmungen der 

O.ö. Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten sinngemäß 

anzuwenden.  

(7) Für die Volksabstimmung sind Amtliche Stimmzettel von einheitlicher Farbe und Größe 

zu verwenden. Sie dürfen nur über Anordnung des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

hergestellt werden. Der Amtliche Stimmzettel hat den Gegenstand der Volksabstimmung und 

darunter auf der linken Seite das Wort „Ja“ und rechts daneben einen Kreis sowie auf der 

rechten Seite das Wort „Nein“ und rechts daneben einen Kreis zu enthalten. Im Übrigen sind 

§ 21 Abs. 5, § 22, § 23 Abs. 1, § 24 und § 25 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes 

(Oö. BBRG) sinngemäß anzuwenden.  

(8) Die Volksabstimmung ist grundsätzlich von den Wahlbehörden durchzuführen, die 

nach der Oö. Kommunalwahlordnung für die Wahl des Gemeinderats eingerichtet sind; die 

Stadtwahlbehörde kann jedoch in sinngemäßer Anwendung des § 3 Abs. 3 

Oö. Kommunalwahlordnung die Wahlsprengel für die Durchführung der Volksabstimmung neu 

festsetzen. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Oö. Kommunalwahlordnung über die 

Wahlbehörden, die Vorbereitung der Wahlhandlung, die Teilnahme an der Wahl, die 

Wahlhandlung, besondere Erleichterungen für die Ausübung des Wahlrechts und das 

Verwaltungsverfahren sinngemäß und mit der Maßgabe, dass 

 - keine Verpflichtung besteht, den Wahlberechtigten eine amtliche Wahlinformation 

zuzustellen, und 

 - die Befugnis, Wahlzeugen zu entsenden, den im Gemeinderat vertretenen wahlwerbenden 

Parteien zusteht. 

Für das Ermittlungsverfahren sowie hinsichtlich Abgaben und Kosten gelten die §§ 26, 27 und 

§ 28 Abs. 1 sowie § 33 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß. 

(8) Die Volksabstimmung ist von der Stadtwahlbehörde und den Sprengelwahlbehörden 

durchzuführen, die nach der O.ö. Kommunalwahlordnung für die Wahl des Gemeinderates 

eingerichtet sind. Im übrigen gelten die Bestimmungen der O.ö. Kommunalwahlordnung über 

Wahlkarten, Wahlort und Wahlzeit, Wahlhandlung und besondere Erleichterungen für die 

Ausübung des Wahlrechts für das Abstimmungsverfahren sinngemäß. Für das 

Ermittlungsverfahren gelten § 26, § 27 und § 28 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß.  

(9) Innerhalb von fünf Tagen nach Kundmachung des Ergebnisses der Volksabstimmung 

gemäß Abs. 15 kann wegen Unrichtigkeit der Ermittlung des Ergebnisses schriftlich Einspruch 

erhoben werden. Der Einspruch ist gültig, wenn er von mindestens einem Prozent der 

Stimmberechtigten unter Angabe des Familien- und Vornamens, des Geburtsdatums und der 

Wohnadresse unterzeichnet ist und eine Begründung enthält. Die Stadtwahlbehörde hat auf 
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Grund eines gültigen Einspruchs innerhalb von zwei Wochenfünf Tagen nach seinem 

Einlangen das Ergebnis der Volksabstimmung zu überprüfen. Ergibt diese Überprüfung die 

Unrichtigkeit der durchgeführten Ermittlung, hat die Stadtwahlbehörde das Ergebnis der 

Ermittlung richtigzustellen und das richtiggestellte Ergebnis gemäß Abs. 15 erster Satz neu 

kundzumachen. Ergibt die Überprüfung keinen Anlass zur Richtigstellung, hat die 

Stadtwahlbehörde den Einspruch mit Bescheid abzuweisen. 

(10) Ein zulässig eingebrachter Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung hat zur 

Folge, daß der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) mit der Vollziehung des Beschlusses des 

Gemeinderates, auf den er sich bezieht, innezuhalten hat. 

(11) Wird der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung gemäß § 18 Abs. 2 

abgelehnt, so hat der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) den Beschluß des Gemeinderates, 

auf den sich die Volksabstimmung beziehen sollte, nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(12) Lautet mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen auf „Nein“, so gilt der 

Beschluß des Gemeinderates, der der Volksabstimmung unterzogen wurde, als aufgehoben. 

(13) Lautet die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen oder mehr auf „Ja“, so hat der 

(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß des 

Gemeinderates nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(14) Hat an der Volksabstimmung weniger als ein Viertel der Wahlberechtigten 

teilgenommen, so kommen die Bestimmungen der Abs. 12 und 13 nicht zur Anwendung; der 

(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß 

des Gemeinderates nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(15) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat das Ergebnis der Volksabstimmung 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Wels kundzumachen.Das Ergebnis der Volksabstimmung 

ist vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) im Amtsblatt der Stadt Wels kundzumachen. 

Im Fall des Abs. 14 ist in die Kundmachung der Hinweis aufzunehmen, daß dem Ergebnis der 

Volksabstimmung keine verbindliche Wirkung zukommt.  

§ 68 

Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, dass über bestimmte, in seinen Aufgabenbereich 

fallende Angelegenheiten eine Volksbefragung durchgeführt wird. Eine Volksbefragung in 

diesen Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies hinsichtlich einer bestimmten Frage 

gemäß Abs. 4 beantragt und dieser Antrag von 4 % der Anzahl der für die vorangegangene 

Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten unterstützt wird. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 

konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Volksbefragung sein. 

(3) Der Gegenstand der Volksbefragung muss in Form einer Frage vom Gemeinderat oder 

von der Bürgerin bzw. dem Bürger bei der Antragstellung gemäß Abs. 4 so formuliert werden, 

dass diese mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet oder, wenn über zwei oder mehrere alternative 

Lösungsvorschläge entschieden werden soll, der gewählte Lösungsvorschlag eindeutig 

bezeichnet werden kann. 
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(4) Jede Bürgerin bzw. jeder Bürger kann beim Magistrat persönlich einen Antrag auf 

Durchführung einer Volksbefragung über eine bestimmte Frage einbringen, der in einer 

Niederschrift festzuhalten ist. Sofern kein Bescheid nach Abs. 6 erlassen wird, sind spätestens 

zwei Wochen nach der Einbringung dieses Antrags der Wortlaut der Frage, die erforderliche 

Mindestzahl von Bürgerinnen und Bürger, die sich diesem Begehren durch Abgabe einer 

Unterstützungserklärung anschließen müssen, und der dabei einzuhaltende Vorgang von der 

Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister an der Amtstafel der Stadt Wels kundzumachen. 

(5) Jede Bürgerin bzw. jeder Bürger ist berechtigt, innerhalb von vier Wochen ab dem Tag 

der Kundmachung gemäß Abs. 4 beim Magistrat persönlich eine Unterstützungserklärung 

abzugeben, die in einer Niederschrift festzuhalten ist. Als Stichtag für die Beurteilung der 

Wahlberechtigung ist der Tag der Einbringung des Antrags heranzuziehen. Die 

Unterstützungserklärungen sind jeweils spätestens am übernächsten Tag nach Errichtung der 

Niederschrift von der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister zu überprüfen und im Fall der 

Zulässigkeit in chronologischer Reihenfolge fortlaufend zu nummerieren und in eine Liste 

einzutragen, die Familien- und Vorname, Geburtsdatum und Wohnadresse der Bürgerin bzw. 

des Bürgers sowie das Datum der Errichtung der Niederschrift zu enthalten hat. In diese Frist 

sind Tage nicht einzurechnen, an denen der Magistrat keinen Dienstbetrieb hat. In die Liste ist 

bis zum Ablauf der vierwöchigen Frist zur Abgabe von Unterstützungserklärungen, im Fall der 

Durchführung der Volksbefragung bis zum Ablauf des Tages der Volksbefragung, in einem 

allgemein zugänglichen Amtsraum während der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit die 

öffentliche Einsicht zu ermöglichen. 

(6) Entspricht ein Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung gemäß Abs. 4 nicht den 

Erfordernissen nach Abs. 1 bis 5, hat die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister den Antrag 

binnen zwei Wochen nach Einlangen bzw. im Fall des Abs. 5 binnen zwei Wochen nach Ablauf 

der vierwöchigen Frist mit schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Über 

Beschwerden gegen solche Bescheide entscheidet das Landesverwaltungsgericht durch 

Senate. Sollte der Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung auf Grund einer 

gerichtlichen Entscheidung zu einem späteren Zeitpunkt für zulässig erklärt werden, hat die 

Kundmachung gemäß Abs. 4 sofort nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung zu erfolgen. 

(7) Ein Antrag gemäß Abs. 4 kann von der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller bis zum 

Beschluss des Gemeinderats auf Durchführung einer Volksbefragung durch eine schriftliche 

Erklärung zurückgezogen werden; der Zurückziehung beigefügte Bedingungen sind ohne 

rechtliche Wirkung. Der Gemeinderat hat in der dem Einlangen der Zurückziehung folgenden 

Sitzung darüber zu beraten und kann beschließen, dass trotzdem eine Volksbefragung 

durchzuführen ist. 

(8) Nach Errichtung jener Niederschrift, durch welche die zur Durchführung der 

Volksbefragung erforderliche Mindestzahl gemäß Abs. 4 erreicht wird, hat der Gemeinderat in 

der darauffolgenden Sitzung, spätestens jedoch nach sechs Wochen, die Durchführung der 

Volksbefragung zu beschließen. Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat diese 

Angelegenheit in die Tagesordnung einer bereits einberufenen Sitzung nachträglich 

aufzunehmen; davon sind die Mitglieder des Gemeinderats unverzüglich zu verständigen.  

(9) Für die Durchführung der Volksbefragung gilt § 67 Abs. 4 und 6 bis 8 sinngemäß und 

mit folgender Maßgabe: Die Amtlichen Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten bzw. 
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müssen den gewählten Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnen. Enthält ein Umschlag mehr 

als einen gültig ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils 

auf „Nein“ oder bezeichnen sie verschiedene Lösungsvorschläge, so sind alle ungültig; lauten 

entweder alle auf „Ja“ oder alle auf „Nein“ oder bezeichnen alle denselben Lösungsvorschlag, 

so sind sie nur als ein Stimmzettel zu zählen. 

(10) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat das Ergebnis der Volksbefragung 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Wels kundzumachen und die Angelegenheit, die 

Gegenstand der Volksbefragung war, in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 

Gemeinderats aufzunehmen. 

§ 68 

Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß über bestimmte, in seinen Aufgabenbereich 

fallende Angelegenheiten eine Volksbefragung durchgeführt wird. Eine Volksbefragung in 

diesen Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies von 4 % der Anzahl der für die 

vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten hinsichtlich einer bestimmten 

Frage verlangt wird. Das Verlangen kann von der darin als bevollmächtigt oder 

zustellungsbevollmächtigt genannten Person bis zum Beschluss des Gemeinderats über die 

Festsetzung des Tages der Volksbefragung durch eine schriftliche Erklärung zurückgezogen 

werden. Der Zurückziehung beigefügte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Der 

Gemeinderat hat in der dem Einlangen der Zurückziehung folgenden Sitzung darüber zu 

beraten und diese zur Kenntnis zu nehmen oder mit Beschluss den Tag der Volksbefragung 

festzusetzen.  

(1a) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 

konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Volksbefragung sein.  

(2) Der Gegenstand der Volksbefragung muß vom Gemeinderat in Form einer 

Fragestellung so formuliert werden, daß diese entweder mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet oder, 

wenn über zwei oder mehrere alternative Lösungsvorschläge entschieden werden soll, der 

gewählte Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnet werden kann. 

(3) Die Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten bzw. müssen den gewählten 

Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnen. Enthält ein Umschlag mehr als einen gültig 

ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils auf „Nein“ oder 

bezeichnen sie verschiedene Lösungsvorschläge, so sind alle ungültig; lauten entweder alle 

auf „Ja“ oder alle auf „Nein“ oder bezeichnen alle denselben Lösungsvorschlag, so sind sie 

nur als ein Stimmzettel zu zählen. 

(4) Für die Durchführung der Volksbefragung gilt § 67 Abs. 4, 6, 8 und 9 sinngemäß.  

(5) Das Ergebnis der Volksbefragung ist vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Wels kundzumachen; die Angelegenheit, die Gegenstand 

der Volksbefragung war, ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates 

aufzunehmen.  
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§ 69 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative 

(1) Das Recht der Bürgerinnen- und Bürger-Initiative umfasst das Verlangen auf 

Erlassung, Abänderung oder Aufhebung von Beschlüssen des Gemeinderats in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Stadt, die Herbeiführung einer 

Volksbefragung mittels eines Gemeinderatsbeschlusses, Angelegenheiten der Bediensteten 

der Stadt sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer konkreten individuellen 

behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer Bürgerinnen- und 

Bürger-Initiative sein. 

(3) Der Antrag muss schriftlich eingebracht werden, die betreffende Angelegenheit genau 

bezeichnen, hat eine Begründung zu enthalten und muss von mindestens 2 % der Anzahl der 

für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten unterschrieben sein. Der 

Antrag hat ferner die Bezeichnung einer bzw. eines zur Vertretung der Antragstellerinnen und 

Antragsteller Bevollmächtigten (Familien- und Vorname, Geburtsdatum, Wohnadresse) zu 

enthalten. Für die dem Antrag angeschlossenen Unterstützungslisten gelten die 

Bestimmungen der §§ 4 und 5 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes (Oö. BBRG) 

sinngemäß mit der Maßgabe, dass eine Wahlrechtsbestätigung nicht erforderlich ist.  

(4) Entspricht eine Bürgerinnen- und Bürger-Initiative nicht den Erfordernissen nach Abs. 1 

bis 3, so hat sie die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister binnen zwei Wochen mit 

schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Über Beschwerden gegen solche 

Bescheide entscheidet das Landesverwaltungsgericht durch Senate. Soweit dies zur Klärung 

strittiger Fälle notwendig ist, ist in diesem Verfahren die Übermittlung der Daten zur 

Überprüfung der Wahlberechtigung an das Landesverwaltungsgericht zulässig und hat die 

Behörde diese Daten dem Landesverwaltungsgericht im Wege einer geeigneten Schnittstelle 

zur Verfügung zu stellen. Jeder Antrag, der den Erfordernissen nach Abs. 1 bis 3 entspricht, 

ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderats aufzunehmen.  

(5) § 33 Abs. 1 Oö. BBRG ist sinngemäß anzuwenden 
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Landesgesetz vom 4. Juli 1996 über die Wahl der Mitglieder des Gemeinderates und 

des Bürgermeisters (Oö. Kommunalwahlordnung - Oö. KWO) 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeine Bestimmungen 

§   1 Wahl des Gemeinderates 

§   2 Wahl des Bürgermeisters 

§   3 Wahlkörper, Wahlsprengel 

§   4 Wahlausschreibung, Wahltag, Stichtag 

II. HAUPTSTÜCK 

Wahlbehörden 

1. ABSCHNITT 

Allgemeines über die örtlichen Wahlbehörden 

§   5 Leitung der Wahlen 

§   6 Zusammensetzung der Wahlbehörden 

§   7 Entsendung von Vertrauenspersonen 

§   8 Einberufung und Beschlußfähigkeit 

§   9 Befugnisse des Wahlleiters 

§ 10 Entschädigung und Ersatz von Barauslagen 

  2. ABSCHNITT 

Behördenorganisation in den Städten mit eigenem Statut 

§ 11 Stadtwahlbehörde; Bestellung der Mitglieder und Konstituierung 

§ 12 Sprengelwahlbehörden; Bestellung der Mitglieder und Konstituierung 

§ 13 Berichtigungskommission 

3. ABSCHNITT: 

Behördenorganisation in den übrigen Gemeinden 

§ 14 Gemeindewahlbehörde; Bestellung der Mitglieder und Konstituierung 

§ 15 Sprengelwahlbehörden; Bestellung der Mitglieder und Konstituierung 

§ 16 Mitwirkung der Bezirkswahlbehörde 

III. HAUPTSTÜCK 

Erfassung der Wahlberechtigten 

§ 17 Aktives Wahlrecht (Wahlberechtigung) 

§ 18 Eintragung ins Wählerverzeichnis 

§ 18a Unionsbürger-Wählerevidenz 

§ 19 Auflage des Wählerverzeichnisses 

§ 20 Berichtigungsantrag gegen das Wählerverzeichnis 

§ 21 Entscheidung über Berichtigungsanträge 

§ 22 Beschwerde gegen die Entscheidung über Berichtigungsanträge 

§ 23 Richtigstellung und Abschluss des Wählerverzeichnisses 
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IV. HAUPTSTÜCK 

Wahlbewerbung 

1. ABSCHNITT: 

Bewerbung für die Wahl des Gemeinderates 

§ 24 Passives Wahlrecht (Wählbarkeit) 

§ 25 Einbringung der Wahlvorschläge; Überprüfung 

§ 26 Formelle Erfordernisse der Wahlvorschläge 

§ 27 Unterscheidende Parteibezeichnung 

§ 28 Wahlvorschlag ohne zustellungsbevollmächtigten Vertreter; Ersatz des 

zustellungsbevollmächtigten Vertreters 

§ 29 Gültige Unterstützungserklärung 

§ 30 Bewerber auf mehreren Wahlvorschlägen; Streichung von Bewerbern 

§ 31 Sonstige behebbare Mängel von Wahlvorschlägen 

§ 32 Ergänzungsvorschläge 

§ 33 Zurückziehung von Wahlvorschlägen 

§ 34 Abschluß und Veröffentlichung der Wahlvorschläge 

2. ABSCHNITT 

Bewerbung für die Wahl des Bürgermeisters 

§ 35 Passives Wahlrecht (Wählbarkeit) 

§ 36 Wahlvorschläge; formelle Erfordernisse 

§ 37 Überprüfung der Wahlvorschläge; Ergänzungsvorschläge 

§ 38 Zurückziehung von Wahlvorschlägen 

§ 39 Abschluß und Veröffentlichung der Wahlvorschläge 

§ 40 Neuwahl des Bürgermeisters 

V. HAUPTSTÜCK 

Durchführung der Wahl 

1. ABSCHNITT: 

Vorbereitung der Wahlhandlung 

§ 41 Wahlort und Wahlzeit 

§ 42 Wahllokal 

§ 43 Wahlzelle 

§ 44 Verbotszonen 

§ 45 Wahlzeugen 

§ 46 Kundmachungen; Information der Wahlberechtigten 

2. ABSCHNITT 

Teilnahme an der Wahl 

§ 47 Berechtigung zur Ausübung des Wahlrechts 

§ 48 Wahlkarten 

3. ABSCHNITT 

Wahlhandlung 

§ 49 Leitung der Wahl; Ordnungsgewalt des Wahlleiters; Anwesenheit im 

Wahllokal 

§ 50 Beginn der Wahlhandlung 
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§ 51 Stimmenabgabe 

§ 52 Stimmenabgabe durch Wahlkartenwähler 

§ 53 Stimmenabgabe bei Zweifel über die Identität des Wählers 

§ 54 Verlängerung, Verschiebung, Schluß der Wahlhandlung 

4. ABSCHNITT 

Besondere Erleichterung für die Ausübung des Wahlrechts 

§ 54a Ausübung des Wahlrechts durch Briefwahl 

§ 55 Ausübung des Wahlrechts in Heil- oder Pflegeanstalten und Altenheimen 

§ 56 Ausübung des Wahlrechts von bettlägerigen und solchen gleichzuhaltenden 

Wahlkartenwählern 

§ 57 Ausübung des Wahlrechtes von in ihrer Freiheit beschränkten 

Wahlberechtigten 

5. ABSCHNITT 

Stimmzettel; Ausfüllung 

§ 58 Amtliche Stimmzettel 

§ 59 Vergabe von Vorzugsstimmen 

§ 60 Gültige Ausfüllung des Stimmzettels für die Wahl des Gemeinderates 

§ 61 Gültige Ausfüllung des Stimmzettels für die Wahl des Bürgermeisters 

§ 62 Mehrere Stimmzettel in einem Wahlkuvert 

§ 63 Ungültige Stimmzettel für die Wahl des Gemeinderates 

§ 64 Ungültige Stimmzettel für die Wahl des Bürgermeisters 

VI. HAUPTSTÜCK 

Ermittlungsverfahren 

§ 65 Stimmenzählung 

§ 66 Niederschrift 

§ 67 Ermittlung des Endergebnisses; Ermittlung der Wahlpunkte 

§ 68 Wahlzahl 

§ 69 Zuweisung der Mandate an die einzelnen Bewerber 

§ 70 Ergebnis der Bürgermeisterwahl 

§ 71 Engere Wahl des Bürgermeisters 

§ 72 Protokollierung und Verlautbarung des Wahlergebnisses 

§ 73 Einspruch gegen die ziffernmäßige Ermittlung des Wahlergebnisses 

VII. HAUPTSTÜCK 

Mitglieder und Ersatzmitglieder des Gemeinderates 

§ 74 Verständigung der Gewählten; Ablehnung der Wahl; Ersatzmitglieder des 

Gemeinderates 

§ 75 Enden des Mandates; Berufung von Ersatzmitgliedern 

VIII. HAUPTSTÜCK 

Besondere Bestimmungen über die Wiederholung des Wahlverfahrens 

§ 76 Wiederholungswahl 

IX. HAUPTSTÜCK 

Besondere Bestimmungen für die gleichzeitige Durchführung der Landtagswahl 

§ 77 Wahlzusammenlegung 
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§ 78 Einheitliche Wahlorganisation 

§ 79 Wählerverzeichnisse, Wahlzeugen 

§ 79a Wahlkarten 

§ 80 Veröffentlichung der Wahlvorschläge 

§ 81 Stimmzettel, Wahlkuverts, Stimmenabgabe 

§ 82 Ergebnisermittlung 

§ 82a Geheimhaltungsverpflichtung 

§ 83 Kosten 

X. HAUPTSTÜCK 

Schlußbestimmungen 

§ 84 Berichterstattung 

§ 85 Verwaltungsverfahren 

§ 85a Notmaßnahmen 

§ 86 Kosten 

§ 87 Geschlechtsspezifische Bezeichnung 

§ 88 Strafbestimmungen 

§ 89 Eigener Wirkungsbereich der Gemeinden 

§ 90 Inkrafttreten; Übergangsbestimmungen 

 

II. HAUPTSTÜCK 

Wahlbehörden 

1. ABSCHNITT 

Allgemeines über die örtlichen Wahlbehörden 

§ 7 

Entsendung von Vertrauenspersonen 

Hat eine wahlwerbende Partei gemäß § 6 Abs. 2 keinen Anspruch auf Berufung eines 

Beisitzers, ist sie berechtigt, in die Gemeinde (Stadt-)wahlbehörde und in die 

Sprengelwahlbehörde höchstens zwei Vertreter sowie in besondere Wahlbehörden und in 

Berichtigungskommissionen höchstens einen Vertreter als Vertrauenspersonen zu entsenden. 

Die Vertrauenspersonen sind zu den Sitzungen der Wahlbehörden einzuladen. Sie nehmen 

an den Verhandlungen ohne Stimmrecht teil. Im Übrigen sind § 5 Abs. 3, 5, 7 und 8, § 6 Abs. 3, 

5 und 6, § 11 Abs. 3 und 4 erster Halbsatz, § 12 Abs. 3, § 14 Abs. 4 und 5 und § 15 Abs. 4 

sinngemäß anzuwenden.  

2. ABSCHNITT 

Behördenorganisation in den Städten mit eigenem Statut 

§ 11 

Stadtwahlbehörde; Bestellung der Mitglieder und Konstituierung 

(1) Für das gesamte Stadtgebiet wird im Magistrat eine Stadtwahlbehörde gebildet. Sie 

besteht aus dem Stadtwahlleiter und aus neun Beisitzern. 

(2) Stadtwahlleiter ist der Bürgermeister oder ein von ihm bis spätestens am achten Tag 

nach der Wahlausschreibung zu bestellender ständiger Vertreter. Spätestens am achten Tag 

hat der Bürgermeister für den Fall der vorübergehenden Verhinderung die erforderliche Anzahl 

von Stellvertretern des Stadtwahlleiters zu bestellen. 
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(3) Der Stadtwahlleiter hat die Beisitzer und Ersatzbeisitzer spätestens am 16. Tag nach 

der Wahlausschreibung auf Grund der Parteienvorschläge (§ 6 Abs. 2 und 2a) zu bestellen. 

Die Parteienvorschläge sind spätestens am elften Tag nach der Wahlausschreibung von den 

Vertretern der wahlwerbenden Parteien beim Stadtwahlleiter in zweifacher Ausfertigung 

einzubringen; verspätet einlangende Vorschläge werden nicht berücksichtigt. Die Bestellung 

kann auch durch Anbringen einer Bestellungsklausel oder eines entsprechenden Stempels auf 

dem Parteienvorschlag oder dessen Zweitschrift erfolgen. Sie wird mit ihrem Zugang an den 

im Parteienvorschlag ausgewiesenen zustellungsbevollmächtigten Vertreter für alle darin 

namhaft gemachten Beisitzer und Ersatzbeisitzer wirksam.  

(4) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Stadtwahlbehörde können auch Mitglieder und 

Ersatzmitglieder von Sprengelwahlbehörden und besonderen Wahlbehörden sein, wenn 

dadurch nicht die Besorgung der Geschäfte der Stadtwahlbehörde beeinträchtigt wird; sie 

dürfen aber nicht gleichzeitig der Berichtigungskommission (§ 13) angehören.  

(5) Die Namen der Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Stadtwahlbehörde und der 

entsendeten Vertrauenspersonen sind im Amtsblatt der Stadt und durch Anschlag an den 

Amtstafeln kundzumachen. 

(6) Der Stadtwahlleiter hat die Stadtwahlbehörde spätestens am 21. Tag nach der 

Wahlausschreibung zu ihrer Konstituierung einzuberufen. 

(7) In den Städten mit eigenem Statut hat die für die Wahl des Landtages eingesetzte 

Bezirkswahlbehörde an den nach diesem Landesgesetz durchzuführenden Wahlen nicht 

mitzuwirken. 

§ 13 

Berichtigungskommission 

(1) Beim Magistrat ist eine Berichtigungskommission einzurichten. Sie wird vor jeder nach 

diesem Landesgesetz durchzuführenden Wahl neu gebildet und bleibt allenfalls in geänderter 

Zusammensetzung nach § 6 Abs. 6 bis zur Konstituierung der Berichtigungskommission 

anlässlich der nächsten Wahl des Gemeinderats im Amt. 

(2) Die Berichtigungskommission besteht aus einem vom Bürgermeister zu bestellenden 

Vorsitzenden und neun Beisitzern. Für den Vorsitzenden und die Beisitzer sind für den Fall 

der vorübergehenden Verhinderung ein Stellvertreter und Ersatzbeisitzer zu bestellen. 

(3) Die Anzahl der von den einzelnen Parteien in die Berichtigungskommission zu 

entsendenden Beisitzer (Ersatzbeisitzer) entspricht der Anzahl der in die Stadtwahlbehörde zu 

entsendenden Beisitzer (Ersatzbeisitzer). 

(4) Die Berufung der Beisitzer (Ersatzbeisitzer) obliegt der Stadtwahlbehörde. Im Übrigen 

gelten § 5 Abs. 3 bis 6, § 6 Abs. 2 und 2a, § 8, § 10 und § 11 Abs. 3 bis 6 sinngemäß. 

3. ABSCHNITT 

Behördenorganisation in den übrigen Gemeinden 

III. HAUPTSTÜCK 

Erfassung der Wahlberechtigten 

§ 18a 

Unionsbürger-Wählerevidenz 

(1) Jede Gemeinde hat eine ständige Evidenz der wahlberechtigten Unionsbürger, die die 

österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzen, zu führen (Unionsbürger-Wählerevidenz). 
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Die Unionsbürger-Wählerevidenz ist innerhalb der Gemeinde nach Wahlsprengeln und 

innerhalb der Wahlsprengel nach Straßen, Hausnummern und dgl. anzulegen. Die 

Unionsbürger-Wählerevidenz kann unter Verwendung des Zentralen Wählerregisters oder mit 

einer lokalen Datenverarbeitung geführt werden.  

(2) In die Unionsbürger-Wählerevidenz sind Unionsbürgerinnen und - bürger einzutragen, 

die vor dem 1. Jänner des Jahres der Eintragung das 14. Lebensjahr vollendet haben, die 

österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzen und die Voraussetzungen für das aktive 

Wahlrecht gemäß § 17 Abs. 1 Z 2 und 3 erfüllen. Die Eintragung hat Name, Geburtsdatum, 

Staatsangehörigkeit und Adresse des Hauptwohnsitzes zu enthalten.  

(3) Wahlberechtigte sind aus der Unionsbürger-Wählerevidenz zu streichen, wenn die 

Voraussetzungen für ihre Eintragung weggefallen sind. Verlegen sie ihren Hauptwohnsitz 

innerhalb Oberösterreichs in eine andere Gemeinde, sind sie bei Vorliegen der sonstigen 

Voraussetzungen für die Eintragung in die Unionsbürger-Wählerevidenz dieser Gemeinde 

einzutragen. Die Gemeinde, in der die Eintragung in die Unionsbürger-Wählerevidenz erfolgt, 

hat die Gemeinde, aus deren Unionsbürger-Wählerevidenz sie zu streichen sind, unter 

Angabe der früheren Wohnadresse unverzüglich und nachweislich nach Maßgabe der 

vorhandenen technischen Möglichkeiten zu verständigen. Gleiches gilt, wenn ein 

Unionsbürger, der die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzt, seinen Hauptwohnsitz 

aus einem anderen Bundesland in eine oö. Gemeinde verlegt. Wird die Unionsbürger-

Wählerevidenz von den betroffenen Gemeinden unter Verwendung des Zentralen 

Wählerregisters geführt, werden die Wahlberechtigten in der Unionsbürger-Wählerevidenz der 

Gemeinde, in der sie ihren Hauptwohnsitz aufgegeben haben, nach Maßgabe der technischen 

Möglichkeiten durch einen automationsunterstützten Vorgang im Zentralen Wählerregister mit 

der Eintragung in die Unionsbürger-Wählerevidenz gestrichen. Die Gemeinde, in deren 

Unionsbürger-Wählerevidenz die Streichung vorgenommen worden ist, wird durch einen 

automationsunterstützten Vorgang im Zentralen Wählerregister verständigt. Wird eine erfasste 

Person, die auf Grund der Entscheidung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde 

festgenommen oder angehalten wird, vom bisherigen Hauptwohnsitz abgemeldet, so bleibt sie 

in der Unionsbürger-Wählerevidenz jener Gemeinde, in der sie bisher ihren Hauptwohnsitz 

hatte, eingetragen. Die Beibehaltung der Eintragung durch einen automationsunterstützten 

Vorgang im Zentralen Wählerregister ist zulässig.  

(4) Jede Person, die das aktive Wahlrecht zum Gemeinderat besitzt oder zu besitzen 

behauptet, kann in die Unionsbürger-Wählerevidenz Einsicht nehmen. Den im Gemeinderat 

vertretenen Parteien können für Zwecke des § 1 Abs. 2 Parteiengesetz 2012, BGBl. I Nr. 

56/2012, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2020, sowie für Zwecke der 

Statistik auf ihr Verlangen gegen Ersatz der Kosten die in der Unionsbürger-Wählerevidenz 

enthaltenen personenbezogenen Daten in einem bearbeitbaren Dateiformat übermittelt 

werden. Hierzu kann das Zentrale Wählerregister verwendet werden, sofern es für die Führung 

der Unionsbürger-Wählerevidenz herangezogen wird.  

(5) Jede Person, die das aktive Wahlrecht zum Gemeinderat besitzt oder zu besitzen 

behauptet, kann unter Angabe ihres Namens und ihrer Wohnadresse gegen die Unionsbürger-

Wählerevidenz schriftlich oder mündlich oder nach Maßgabe der vorhandenen technischen 

Mittel auch im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen 
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technisch möglichen Weise einen Berichtigungsantrag stellen. Darin hat sie die Eintragung 

eines Wahlberechtigten in die Unionsbürger-Wählerevidenz oder die Streichung eines Nicht-

Wahlberechtigten aus dieser zu verlangen und die zur Begründung notwendigen Belege 

anzuschließen. Fehlerhaft eingebrachte Berichtigungsanträge sind ohne weiteres Verfahren 

vom Bürgermeister zurückzuweisen. Im Übrigen hat der Bürgermeister die von einem 

Berichtigungsantrag betroffenen Personen binnen zwei Wochen nach dessen Einlangen zu 

verständigen, wobei die Namen der Antragsteller der Geheimhaltungsverpflichtung 

unterliegen, soweit und solange deren Geheimhaltung aus den in Art. 22a Abs. 2 zweiter Satz 

B-VG genannten Gründen erforderlich und verhältnismäßig ist und nur den Strafgerichten auf 

deren Verlangen bekanntzugeben sind. Den Betroffenen steht es frei, binnen zwei Wochen 

nach Zustellung der Verständigung schriftlich Stellung zu nehmen. Über den 

Berichtigungsantrag hat die Gemeindewahlbehörde, in Städten mit eigenem Statut die 

StadtwahlbehördeBerichtigungskommission, zu entscheiden. Die Gemeinde hat die 

Entscheidung dem Antragsteller und den von der Entscheidung Betroffenen schriftlich 

mitzuteilen.  

(6) Gegen die Entscheidung über den Berichtigungsantrag können der Antragsteller und 

der vom Berichtigungsantrag Betroffene binnen zwei Wochen nach deren Zustellung 

schriftlich, nach Maßgabe der vorhandenen technischen Mittel auch im Wege 

automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise 

bei der Gemeindewahlbehörde, in Städten mit eigenem Statut bei der 

StadtwahlbehördeBerichtigungskommission, Beschwerde erheben. Diese hat den 

Beschwerdegegner davon unverzüglich mit dem Hinweis zu verständigen, dass es ihm 

freisteht, innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung der Verständigung in die Beschwerde 

Einsicht und hiezu Stellung zu nehmen. Die Beschwerde ist zugleich mit einer allfälligen 

Stellungnahme dem Landesverwaltungsgericht zur Entscheidung zu übermitteln.  

(7) Nach Rechtskraft der Entscheidung über einen Berichtigungsantrag oder eine 

Beschwerde hat die Gemeinde die Unionsbürger-Wählerevidenz unter Anführung der 

Entscheidungsdaten richtigzustellen. Im Übrigen hat sie alle Umstände, die geeignet sind, eine 

Änderung der Unionsbürger-Wählerevidenz herbeizuführen, von Amts wegen wahrzunehmen. 

Wird ein Wahlberechtigter wegen anderer als der in Abs. 3, 5 und 6 genannten Gründe aus 

der Unionsbürger-Wählerevidenz gestrichen, ist er davon zu verständigen.  

§ 21 

Entscheidung über Berichtigungsanträge 

(1) Über den Berichtigungsantrag hat die Gemeindewahlbehörde bzw. in Städten mit 

eigenem Statut die StadtwahlbehördeBerichtigungskommission innerhalb von sechs Tagen 

nach Ende der Auflagefrist der Wählerverzeichnisse zu entscheiden, und zwar auch dann, 

wenn in dieser Frist eine Äußerung des vom Berichtigungsantrag Verständigten nicht 

eingelangt ist. 

(2) Die Entscheidung ist dem Antragsteller und dem von der Entscheidung Betroffenen 

unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
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§ 22 

Beschwerde gegen die Entscheidung über Berichtigungsanträge 

(1) Gegen die Entscheidung über Berichtigungsanträge (§ 21 Abs. 1) können der 

Antragsteller sowie der von der Entscheidung Betroffene binnen drei Tagen nach der 

Zustellung bei der Gemeindewahlbehörde bzw. in Städten mit eigenem Statut bei der 

StadtwahlbehördeBerichtigungskommission schriftlich und nach Maßgabe der vorhandenen 

technischen Mittel auch im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder 

anderen technisch möglichen Weise Beschwerde einbringen. Die Gemeindewahlbehörde 

(StadtwahlbehördeBerichtigungskommission) hat den Beschwerdegegner von der 

eingebrachten Beschwerde unverzüglich mit dem Hinweis zu verständigen, dass es ihm 

freisteht, innerhalb von zwei Tagen nach Zustellung der Verständigung in die Beschwerde 

Einsicht und zu den vorgebrachten Beschwerdegründen Stellung zu nehmen. 

(2) Die Gemeindewahlbehörde bzw. die StadtwahlbehördeBerichtigungskommission hat 

die Beschwerde nach Durchführung der allenfalls erforderlichen Feststellungen, jedoch 

jedenfalls binnen drei Tagen, dem Landesverwaltungsgericht vorzulegen. 

(3) Das Landesverwaltungsgericht hat binnen vier Tagen nach Einlangen über die 

Beschwerde zu entscheiden. § 21 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

IV. HAUPTSTÜCK 

Wahlbewerbung 

1. ABSCHNITT 

Bewerbung für die Wahl des Gemeinderates 

§ 24 

Passives Wahlrecht (Wählbarkeit) 

(1) In den Gemeinderat wählbar sind alle Männer und Frauen, die spätestens am Tag der 

Wahl das 18. Lebensjahr vollenden und am Stichtag (§ 4 Abs. 2) 

 1. die österreichische Staatsbürgerschaft oder die Staatsangehörigkeit eines anderen 

Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 

 2. in der betreffenden Gemeinde ihren Hauptwohnsitz (Art. 6 Abs. 3 und 4 B-VG) im Sinn 

der melderechtlichen Vorschriften haben und 

 3. von der Wählbarkeit nicht ausgeschlossen sind. 

(2) Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht wegen 

einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener und von Amts wegen zu verfolgender 

gerichtlich strafbarer Handlungen rechtskräftig 

 1. zu einer nicht bedingt nachgesehenen sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe 

verurteilt wurde, 

 2. zu einer bedingt nachgesehenen ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt 

wurde oder 

 3. zu einer sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt wurde, sofern diese 

Verurteilung auch oder ausschließlich wegen §§ 304 bis 307b des Strafgesetzbuches 

erfolgt ist. 

Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht wegen einer oder 

mehrerer mit Vorsatz begangener und von Amts wegen zu verfolgender gerichtlich strafbarer 

Handlungen rechtskräftig zu einer nicht bedingt nachgesehenen sechs Monate 
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übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer bedingt nachgesehenen ein Jahr übersteigenden 

Freiheitsstrafe verurteilt worden ist. Der Ausschluss von der Wählbarkeit endet nach sechs 

Monaten. Die Frist beginnt, sobald die Strafe vollstreckt ist und mit Freiheitsentziehung 

verbundene vorbeugende Maßnahmen vollzogen oder weggefallen sind; ist die Strafe nur 

durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt worden oder zur Gänze bedingt nachgesehen 

worden, so beginnt die Frist mit Rechtskraft des Urteils.  

(3) Ist nach anderen gesetzlichen Bestimmungen der Eintritt von Rechtsfolgen 

ausgeschlossen, sind die Rechtsfolgen erloschen oder sind dem Verurteilten alle Rechtsfolgen 

nachgesehen worden, so ist er auch von der Wählbarkeit nicht ausgeschlossen. Wird die 

bedingte Nachsicht widerrufen, so tritt mit dem Tag der Rechtskraft dieses Beschlusses der 

Ausschluss von der Wählbarkeit ein.  
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Landesgesetz vom 26. Februar 1997 über die Wahl der Mitglieder des Landtages  

(Oö. Landtagswahlordnung - Oö. LWO) 

 

IV. HAUPTSTÜCK 

Wählbarkeit, Wahlbewerbung 

§ 27 

Passives Wahlrecht (Wählbarkeit) 

(1) Wählbar sind alle Männer und Frauen, die spätestens am Tag der Wahl das 

18. Lebensjahr vollenden und am Stichtag (§ 1 Abs. 2) 

 1. die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, 

 2. im Land Oberösterreich ihren Hauptwohnsitz (Art. 6 Abs. 3 und 4 B-VG) im Sinn der 

melderechtlichen Vorschriften haben und 

 3. von der Wählbarkeit nicht ausgeschlossen sind. 

(2) Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht wegen 

einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener und von Amts wegen zu verfolgender 

gerichtlich strafbarer Handlungen rechtskräftig 

 1. zu einer nicht bedingt nachgesehenen sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe 

verurteilt wurde, 

 2. zu einer bedingt nachgesehenen ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt 

wurde oder 

 3. zu einer sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt wurde, sofern diese 

Verurteilung auch oder ausschließlich wegen §§ 304 bis 307b des Strafgesetzbuches 

erfolgt ist.Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht 

wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener und von Amts wegen zu 

verfolgender gerichtlich strafbarer Handlungen rechtskräftig zu einer nicht bedingt 

nachgesehenen sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer bedingt 

nachgesehenen ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt worden ist.  

Der Ausschluss von der Wählbarkeit endet nach sechs Monaten. Die Frist beginnt, sobald die 

Strafe vollstreckt ist und mit Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende Maßnahmen 

vollzogen oder weggefallen sind; ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt 

worden oder zur Gänze bedingt nachgesehen worden, so beginnt die Frist mit Rechtskraft des 

Urteils.  

(3) Ist nach anderen gesetzlichen Bestimmungen der Eintritt von Rechtsfolgen 

ausgeschlossen, sind die Rechtsfolgen erloschen oder sind dem Verurteilten alle Rechtsfolgen 

nachgesehen worden, so ist er auch von der Wählbarkeit nicht ausgeschlossen. Wird die 

bedingte Nachsicht widerrufen, so tritt mit dem Tag der Rechtskraft dieses Beschlusses der 

Ausschluss von der Wählbarkeit ein.  
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